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Zahlen, Daten, Fakten

Auf einen Blick

2022 2021

Bilanzsumme (T€) 394.420,3 385.621,1

Anlagevermögen (T€) 368.555,8 364.271,6

Eigenkapital (T€) 79.070,3 77.459,3

Eigenkapitalquote (%) 20,0 20,1

Umsatzerlöse (T€) 86.679,4 82.797,8

    davon vhw Wohnen 52.648,2 50.954,6

    davon vhw Wohnen im Alter 33.185,0 30.985,8

    davon sonstige 846,2 857,4

Jahresüberschuss (T€) 2.421,4 1.675,5

2022 2021

Anzahl bewirtschafteter  
Immobilienbestand  
(Wohnungen/Appartements)

7.676 7.677

davon vhw Wohnen 6.688 6.689

davon vhw Wohnen im Alter 988 988

Anzahl stationäre Pflegeplätze 479 480

Mitglieder 14.542 14.614

Mitarbeiter  
(im Jahresdurchschnitt)

85 98

2022 2021

Bestandspflege (T€) 28.300,8 17.551,9

    davon vhw Wohnen 25.635,9 14.437,1

    davon Instandhaltung 6.957,0 7.480,8

    davon Modernisierung 18.678,9 6.956,3

    davon vhw Wohnen im Alter 2.664,9 3.114,8

    davon Instandhaltung 2.586,2 2.496,3

    davon Modernisierung 78,7 618,5

Mitglieder

Wohnungen  
im Bestand

Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter

14.542

7.676

85

stationäre 
Pflegeplätze

479
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Vorwort

Liebe Mitglieder, sehr geehrte Damen und Herren,

wir blicken als Genossenschaft auf ein Geschäftsjahr 2022 zurück, das durch die Übergangs- 

phase von der Pandemie zurück zur Normalität geprägt war.

Noch heute begegnen uns vereinzelt Belastungen durch Corona, die besonders den Alltag 

unserer Bewohner und Mitarbeiter in den Senioreneinrichtungen weiterhin beeinflussen. 

Das große Engagement unserer Mitarbeiter und der Zusammenhalt innerhalb unserer Genos-

senschaft haben uns durch diese schwierige Situation bis heute getragen.

In diesem Jahr haben wir uns daher entschieden, das Thema Gemeinschaft in den Fokus  

unseres Geschäftsberichts 2022 zu stellen. Wir möchten Ihnen Einblicke in das Leben der vhw 

gewähren und haben dazu Mieter, Bewohner und Mitarbeiter interviewt. Sie erzählen uns,  

was Gemeinschaft für sie bedeutet, wie sie bei der vhw gelebt wird und was es heißt, auch  

in schwierigen Zeiten füreinander da zu sein.

Darüber hinaus sind wir stolz darauf, dass unser umfassendes Modernisierungsvorhaben im  

Eitnerweg, trotz schwieriger Rahmenbedingungen und steigender Preise, im Jahr 2022 erfolg-

reich durchgeführt werden konnte. Im zweiten Quartal 2023 erfolgte zudem die Fertigstellung 

der energetischen Modernisierung des Erlerrings in Kirchdorf-Süd. Besonders erfreulich sind 

ebenfalls der Neubau und die Modernisierung unserer Seniorenwohnanlage in Langenhorn,  

in die die ersten Bewohner des Servicewohnens bereits wieder einziehen konnten.

Aufgrund der politischen und gesellschaftlichen Entwicklungen stehen wir auch in Zukunft 

vor großen Herausforderungen. Wir können dennoch gemeinsam zuversichtlich in die Zukunft 

blicken!

Unser besonderer Dank gilt unseren Mitgliedern, Geschäftspartnern und vor allem den Mitar- 

beitern, die den erfolgreichen Weg unserer Genossenschaft begleiten und mitgestalten.

Der Vorstand 

Afrotheti Ferentinos           Annika Kleine           Rainer Quasnitza           Martin Thoß
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GUTE LAUNE beim Abendessen – das 

gemeinsame vorherige Kochen stärkt das 

Gefühl der Zusammengehörigkeit.

„Wir lachen viel zusammen,  
aber stützen uns auch gegenseitig, wenn es  

einem mal nicht so gut geht.“
Edburga Jarchow, Mieterin

Eine starke Gemeinschaft, entstanden durch viele Veranstaltungen, Treffen und Kontakte, das zeichnet die 

Mieterschaft in unseren Servicewohnanlagen im Pergamentweg und in Neu-Rahlstedt aus.



5

In Verbundenheit wohnen

Auf eine starke Gemeinschaft treffen wir in unserer Service-

wohnanlage im Pergamentweg am Schleemer Bach. Dort 

leben Edburga Jarchow und Margret Detje. Beide Mieterin-

nen sind bereits 2003 eingezogen und organisieren seitdem 

regelmäßig zusammen mit Cornelia Reiche, Mitarbeiterin 

des Sozialen Dienstes, Veranstaltungen für die Hausgemein-

schaft. „Wir unterstützen Frau Reiche gern bei den Planungen  

für unsere Mieterschaft, wie beispielsweise für das Dart-

Spielen oder bei größeren Festen, wie dem Osterfest. Sonn- 

tags haben wir sogar eigenständig das Treffen Gute Laune 

ins Leben gerufen. Dann trinken wir in unserem Gemein-

schaftsraum zusammen Kaffee, klönen und genießen den 

Nachmittag zusammen.“

„Für sonntags haben wir sogar  
eigenständig das Treffen Gute Laune  

ins Leben gerufen.“
Edburga Jarchow und Margret Detje, Mieterinnen

Beide sind sich einig, dass diese Nachmittage dabei hel- 

fen, Kontakte zu knüpfen und persönliche Erlebnisse durch  

den Austausch von Erfahrungen besser zu verarbeiten.  

„Wir lachen viel zusammen, aber stützen uns auch gegen-

seitig, wenn es einem mal nicht so gut geht“, erzählt Frau 

Jarchow, und Frau Detje ergänzt: „Manchmal zeigt sich 

unser Zusammenhalt auch in den kleinen Dingen, wie für- 

einander einzukaufen oder ein Medikament aus der Apo-

theke abzuholen.“

Cornelia Reiche hat einen großen Teil zu dieser Hausge-

meinschaft beigetragen. Sie arbeitet bereits seit 17 Jahren 

für die vhw und liebt ihren Beruf: „Für mich ist es der 

schönste und positivste Arbeitsplatz, den man haben kann. 

Gemeinschaft bedeutet hier viel mehr als gemeinsame 

Aktivitäten in einer Gruppe.“

„Für mich ist es der schönste  
Arbeitsplatz. Gemeinschaft bedeutet  

hier viel mehr als gemeinsame  
Aktivitäten in einer Gruppe.“

Cornelia Reiche, seit 17 Jahren für die vhw tätig

Diese Ansicht teilt auch Regina Wysocki. Sie ist seit 2007 

beim Sozialen Dienst in unserer Serviceeinrichtung in Neu-

Rahlstedt tätig. Hier leben rund 90 Mieter in 67 Wohnein- 

heiten und die Angebote sind stets gefragt. So kommen 

Gemeinschaft bedeutet,  
füreinander da zu sein

IN NEU-RAHLSTEDT schätzen die Mieter  

das Gemeinschaftsleben bei der vhw und 

genießen die Aktivitäten wie das gemein-

same Kochen.
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regelmäßig viele Mieter zu Veranstaltungen wie dem Wii-

Bowling, Bingo oder verschiedenen Themenabenden. „Hier 

findet jeder etwas, woran er Spaß hat. Ich freue mich, dass  

die Mieter so aktiv dabei sind. Manche ermutige ich an-

fangs etwas, wenn ich sehe, dass sie vielleicht nur zurück-

haltend sind. Einige Mieter möchten aber auch nicht zu 

den Veranstaltungen kommen und das ist auch völlig in 

Ordnung. Falls jemand aufgrund körperlicher Einschränkun-

gen mal nicht dabei sein kann, bringen wir einfach ein Stück 

Kuchen oder Ähnliches vorbei. Dann weiß die Person, dass 

wir dennoch an sie denken“, erklärt Frau Wysocki.

„Ich fühle mich hier sehr gut  
aufgehoben. Es gibt immer jemanden,  

an den ich mich wenden kann,  
falls ich Hilfe benötige.“

Sabine Zimmermann (oben links), Mieterin

Sabine Zimmermann lebt seit zwei Jahren im Servicewoh-

nen, welches sich an Mieter ab 65 Jahren richtet, die noch 

selbstständig ihren Haushalt führen können, sich aber mehr 

sozialen Kontakt wünschen. Die 72-Jährige schätzt das 

Gemeinschaftsleben bei der vhw: „Ich fühle mich sehr gut 

aufgehoben und wir Mieter sind uns hier untereinander 

wirklich sehr nah. Es gibt immer jemanden, an den ich mich 

wenden kann, falls ich Hilfe benötige. Da kann es auch nur 

darum gehen, meine Pflanzen zu gießen, wenn ich ein paar 

Tage wegfahre.“

Der regelmäßige Austausch im Servicewohnen mit Nach-

barn, neue Bekanntschaften und Freundschaften steigern 

die Lebensqualität im Alter. So ist erwiesen, dass eine rege 

Teilnahme am gesellschaftlichen und kulturellen Leben die 

persönliche Zufriedenheit erhöht. Gleichzeitig tragen Ge-

spräche und gemeinsame Aktivitäten dazu bei, geistig und 

körperlich fit zu bleiben und die eigene Lebensgeschichte zu 

bewahren. Es entsteht ein starkes Gefühl von Zugehörigkeit 

und Gemeinschaft.

Gemeinschaft bedeutet,  
füreinander da zu sein

REGINA WYSOCKI, Mitarbeiterin des  

Sozialen Dienstes, begleitet die Angebote 

in unserer Servicewohnanlage in Neu-

Rahlstedt und freut sich, dass die Mieter 

so aktiv dabei sind.
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Lagebericht
für das Geschäftsjahr 2022

Vereinigte Hamburger  
Wohnungsbaugenossenschaft eG
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1  Allgemeine wirtschaftliche Lage

1.1  Die wirtschaftliche Situation in Deutschland ist aufgrund der Nachwirkungen der  

Corona-Pandemie, der weiterhin bestehenden Lieferkettenprobleme, der Energiekrise, einer ho-

hen Inflation und des Ukrainekrieges nach wie vor angespannt, auch wenn das preisbereinigte  

Bruttoinlandsprodukt im Jahr 2022 um 1,8 Prozent gewachsen ist und sich damit Erholungs-

tendenzen zeigen. Zur insgesamt positiven Entwicklung der Wirtschaft haben Nachholeffekte, 

die bis in das 3. Quartal 2022 reichten, sowie die staatlichen Unterstützungsprogramme und 

die vollständige Abschaffung der Corona-Restriktionen beigetragen. Daneben wirkte insbeson-

dere der private Konsum unterstützend, der fast wieder an das Vor-Corona-Niveau anschließen 

konnte.

Die fortschreitende wirtschaftliche Erholung im Jahr 2022 spiegelt sich auch in der gesamtwirt-

schaftlichen Einkommensentwicklung wider. Die Arbeitnehmerentgelte stiegen im Vorjahres-

vergleich um 5,5 Prozent. Ausschlaggebend war der deutliche Rückgang der Kurzarbeit und der 

Anstieg sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung. Das verfügbare Einkommen der Privat-

haushalte stieg nominal um 7,2 Prozent. Aufgrund der hohen Inflation ergeben sich im Durch-

schnitt gleichwohl Reallohn- und Kaufkraftverluste. Einhergehend mit ausgeprägtem Zuwachs 

der Konsumausgaben sank die Sparquote deutlich um 4 Prozent.

Die Verbraucherpreise in Deutschland waren 2022 entsprechend stark um 7,9 Prozent gegenüber 

dem Vorjahr gestiegen. Wesentliche Treiber waren anhaltende Lieferkettenprobleme und insbe-

sondere rasant steigende Energiekosten und Lebensmittelpreise.

Die Grundstücks- und Wohnungswirtschaft hatte im Jahr 2022 an der gesamtdeutschen Brutto-

wertschöpfung einen Anteil von 10 Prozent nach 10,7 Prozent im Vorjahr und wuchs um ca. 2 Pro- 

zent. Damit zeigt die Branche eine tendenziell geringere Konjunkturabhängigkeit als andere 

Branchen.

Das Bauvolumen insgesamt hat in den jeweiligen Preisen 2022 gegenüber dem Vorjahr noch 

einmal deutlich zugelegt (von 474,7 Mrd. € auf 539,3 Mrd. €, also um 13,6 Prozent). In den Woh- 

nungsneubau bzw. die Modernisierung des Bestandes flossen 2022 laut dem Deutschen Institut 

für Wirtschaftsforschung in Berlin (DIW) rund 311,8 Mrd. € (+12,8 Prozent gegenüber dem Vor-

jahr). War der Wohnungsbau in den letzten Jahren die tragende Säule, so errechnet sich für 2022 

und im Ausblick auf 2023 jedoch ein reales Minus. Erst 2024 wird wieder ein reales Plus von  

2 Prozent erwartet. Grund hierfür ist, dass die Bauleistungen zwar noch einmal stark, aber nur 

inflationsbedingt gestiegen sind.

Lagebericht

Lagebericht   //  Al lgemeine wirtschaft l iche Lage
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1.2  Für die Baubranche und die Grundstücks- und Wohnungswirtschaft sind die steigen-

den Baukosten weiterhin eine große Herausforderung. Die auf der Investitionsseite hohen und 

sehr deutlich gestiegenen Wohnungsbaukosten sind vor allem ordnungsrechtlichen Vorgaben 

und weiteren Auflagen, der dadurch zunehmenden Komplexität im Wohnungsbau, Lieferketten-

problemen als Nachwirkung der Corona-Pandemie und infolge des Krieges in der Ukraine so- 

wie weiterhin knappen Kapazitäten auf der Planungs- und Ausführungsseite geschuldet.

Die Preise für den Neubau konventionell gefertigter Wohngebäude in Deutschland haben sich  

im Jahr 2022, bezogen auf die Novemberpreise, um durchschnittlich 16,9 Prozent gegenüber dem 

Vorjahr erhöht. Nach den dramatischen Preiserhöhungen im Jahr 2021 stiegen beispielsweise 

die Preise für Rohbauarbeiten nochmals um 15,8 Prozent. Der stärkste Anstieg unter den Gewer-

ken war bei Dachdeckungs- und Abdichtungsarbeiten mit 20,3 Prozent zu verzeichnen. Auch die 

Preise für Zimmer- und Holzbauarbeiten legten weiter um 5,1 Prozent, für Maurerarbeiten um 

13,6 Prozent, für Betonarbeiten um 17,6 Prozent und für Erdarbeiten um 15,7 Prozent zu.

Besonderes Augenmerk ist in diesem Zusammenhang auf die Preiserhöhungen für energeti- 

sche Baumaßnahmen zu richten, da die Wohnungsunternehmen von den Bundes- und Landes- 

regierungen hierzu gesetzlich verpflichtet werden. So haben sich raumlufttechnische Anlagen um  

18,4 Prozent, Heizungen und zentrale Warmwasseranlagen um 19 Prozent, Dämm- und Brand-

schutzarbeiten an technischen Anlagen um 30,6 Prozent und Wärmedämm-Verbundsysteme um 

16,5 Prozent verteuert.

Im Ergebnis der längerfristigen Entwicklungen sind die Bauwerkspreise laut Destatis zwischen 

2000 und 2022 um 91 Prozent gestiegen. Der Baukostenindex der ARGE für zeitgemäßes Bauen 

weist einschließlich des 1. Quartals 2023 ein Plus von 136 Prozent aus. Der Kostenanstieg einzel- 

ner Gewerke liegt noch deutlich darüber. Dagegen hat die allgemeine Teuerung im selben Zeitraum 

nur um 40 Prozent zugelegt. In diesem Missverhältnis zeigt sich eines der zentralen Probleme 

des Wohnungsbaus in Deutschland.

Zudem legen seit Jahren die Bodenpreise extrem zu. Die öffentliche Hand geht in diesem Zu-

sammenhang immer mehr dazu über, eigene Flächen primär über Erbbaurechte zu vergeben, 

auch im Sinne eines dauerhaften Ertragsmodells für die öffentlichen Kassen. Aus Perspektive 

der bestandhaltenden Wohnungswirtschaft stellt das ebenfalls eine schwierige Entwicklung dar.

Neben den dynamisch steigenden Anforderungen (Dekarbonisierung des Gebäudesektors, 

400.000 Baufertigstellungen pro Jahr etc.) und Umsetzungskosten belasten immer neue politische 

Ideen und Beschlüsse zur Regulierung des Mietrechts bzw. zur Eindämmung der Mietenentwick-

lung künftige Investitionen im Wohnungsbau. Die Summe der Anforderungen, damit verbun- 
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dene Kosten, der Mangel an Bauland, das Fehlen von Planungssicherheit bei der Förderung der 

Gebäudemodernisierung und des Wohnungsneubaus behindern die Schaffung von zeitgemä-

ßem und gleichwohl bezahlbarem Wohnraum für breite Schichten der Bevölkerung.

1.3  Seit dem Beginn der Finanzmarktkrise im Jahr 2009 hatten die Zentralbanken die Lage 

an den internationalen Finanz- und Kapitalmärkten durch expansive geldpolitische Maßnahmen 

stabilisiert. Im Jahr 2022 wurde diese Politik aufgrund der stark gestiegenen Inflation beendet. 

Der Ankauf von Vermögenswerten wurde merklich heruntergefahren, und es wurden erstmals 

wieder die Leitzinsen erhöht. In der Folge kam es zu deutlichen Zinssprüngen an den Kapitalmärk- 

ten. Ziel der Zentralbanken ist es, die weltweit hohe Inflation in den Griff zu bekommen, ohne 

die wirtschaftliche Erholung zu gefährden. In den kommenden Monaten wird sich zeigen, ob der 

Interessenkonflikt zwischen der Stützung und Stabilisierung der europäischen Staatshaushalte, 

einer weiteren Erholung der Konjunktur und dem Erreichen verträglicher Inflationsraten für 

Privathaushalte und Wirtschaft gelöst werden kann.

1.4  Die volkswirtschaftlichen Rahmenbedingungen für den Wohnungsbau sind ungeachtet 

des regional hohen Wohnraumbedarfs derzeit also belastend. Erschwerend kommt wie oben be-

schrieben hinzu, dass auch die Europäische Zentralbank zur Bekämpfung der hohen Inflation die 

Zinswende eingeleitet und damit das Baugeld deutlich verteuert hat. Das erreichte Kostenniveau 

erfordert zur noch wirtschaftlichen Durchführung von Bauprojekten Mieten bzw. Kaufpreise, die 

das Prädikat „bezahlbar“ nicht mehr verdienen. Ohne massive Förderunterstützung schafft der 

Wohnungsbau zwar noch eine Ausweitung des Angebots, allerdings keine Erhöhung des dringend 

benötigten bezahlbaren Wohnungsbestandes. Tatsächlich werden bereits viele Bauprojekte zurück-

gestellt oder ganz aufgegeben.

1.5  Die Arbeitsmarktaussichten haben sich weiter positiv entwickelt. Gleichwohl sind 

Einkommen und Kaufkraft der Haushalte infolge der hohen Inflation unter Druck gekommen. 

Beruhigend für den Wohnungsmarkt wirken weiter die offenkundig gut funktionierenden staat-

lichen Systeme zur Wohnkostenunterstützung. Nennenswerte Mietausfälle im Wohnbereich hat 

es bisher im Gegensatz zur Gewerbevermietung nicht gegeben. Die immer noch hohe regionale 

Nettozuwanderung sorgt in den meisten Wohnungsteilmärkten weiter für eine gute Nachfrage – 

insbesondere in großen Städten und Verdichtungsräumen.

Gebremst wird die bauliche Entwicklung ebenfalls nach wie vor durch den Mangel an baureifen 

und bezahlbaren Grundstücken, Kapazitätsengpässe in der kommunalen Bauleitplanung und 

auf der bauausführenden Seite. Das ohnehin bereits sehr hohe Niveau der Gestehungskosten 

erhält zusätzlich durch eine geringere Materialverfügbarkeit und dadurch stark steigende Preise 
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weiteren Auftrieb. Im Ergebnis verteuert sich der Wohnraum weiter, was zu immer weitreichen-

deren politischen Regulierungsversuchen auf der Wohnkostenseite führen wird. Die Wohnungs-

unternehmen werden sich auf der einen Seite mit weiterhin steigenden Baukosten und auf der 

anderen Seite mit regulierten Mieteinnahmen konfrontiert sehen, was zu einer Herausforderung 

für die Wirtschaftlichkeit und Stabilität führen könnte.

1.6  Aus wohnungswirtschaftlicher Sicht ist auch die Bevölkerungsentwicklung eine wich-

tige Größe. Ende 2022 haben in Deutschland nach einer ersten Schätzung 84,3 Mio. Menschen 

gelebt. Das ist ein neuer Höchststand. Grund ist vor allem die starke Flüchtlingswelle infolge des 

Krieges in der Ukraine. Aber auch die Zuwanderung aus anderen Nationen nahm zu. 2022 sind 

nach Schätzungen rund 1,45 Mio. Menschen mehr nach Deutschland gekommen als fortgezogen.

Für die Wohnungswirtschaft ist dabei die Entwicklung der Zahl der Privathaushalte die entschei-

dende Größe. Zwischen 2000 und 2021 stieg deren Zahl um 9 Prozent. Ursächlich war auch die 

anhaltende Zunahme der Ein- und Zwei-Personen-Haushalte.

In den nächsten 20 Jahren ist durch den aktuellen Altersaufbau ein Rückgang der Bevölkerung 

im Erwerbsalter und ein Anstieg der Senioren vorgezeichnet. Dies ist auch das Ergebnis der nun-

mehr bereits 14. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung. 

Zwischen 1990 und 2021 ist das Durchschnittsalter der Deutschen um gut 5 auf 45 Jahre gestiegen.  

Die Zahl der 70-Jährigen stieg im selben Zeitraum um 8 Mio. auf 13,5 Mio. Die als Babyboomer 

bekannten Jahrgänge 1955 bis 1970 bewegen sich schrittweise auf das Ende ihrer Erwerbsbio-

grafien zu.

2050 wird bei den 80-Jährigen mit bis zu 10,5 Mio. Menschen in dieser Altersgruppe gerechnet, 

was unter anderem Auswirkungen auf die Wohnraumnachfrage und das Segment des Service-

wohnens und der Seniorenpflege haben wird.

Die Zahl der in Hamburg lebenden Personen ist auch im Jahr 2021 weiter leicht gestiegen. Das 

Wachstum wird sich voraussichtlich in den kommenden Jahren fortsetzen. Dabei beträgt der An-

teil der Hamburger, die über 50 Jahre sind, aktuell 38,1 Prozent, der Anteil der zwischen 18- und 

29-Jährigen beläuft sich auf 15,4 Prozent. Die Zahl der 80-Jährigen und Älteren in Hamburg wird 

laut Prognose der Statistikämter bis 2040 auf 135.000 Personen wachsen. Das wäre ein Anstieg 

um mehr als ein Drittel. Der Anteil der Ein-Personen-Haushalte ist in Hamburg im Vergleich zum 

Vorjahr mit 54,4 Prozent stabil geblieben und bewegt sich damit unverändert auf einem hohen 

Niveau.
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Die Nachfrage nach Wohnraum ist in Hamburg vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen nach 

wie vor hoch. Den Hamburger Wohnungsunternehmen kommt dieser stabile Mietwohnungs-

markt mit im Ergebnis niedrigen Leerstandsquoten entgegen.

Die Problematik eines tendenziell zu niedrigen Wohnungsangebots ist in Hamburg zumindest 

differenziert nach Stadtteilen und Lagen nach wie vor gegeben, auch wenn sich das Bevölke-

rungswachstum verlangsamt hat. Trotzdem bleibt die Prognose unverändert, dass die Zahl der 

Einwohner Hamburgs in den kommenden Jahren weiter ansteigen wird. Gleichzeitig verändern 

sich die Vorstellungen vom Wohnen und damit die Ansprüche an Ausstattung und Komfort. Zu-

dem steigt mittel- bis langfristig die Notwendigkeit der Anpassung des Wohnungsangebots an 

die Bedürfnisse älterer Menschen. 

1.7  In Hamburg wurde das „Bündnis für das Wohnen“ in Kooperation mit dem Senat,  

den Verbänden der Wohnungswirtschaft, mit Behörden, Bezirken sowie dem städtischen Woh- 

nungsunternehmen SAGA und unter partnerschaftlicher Beteiligung der Hamburger Mieterverei-

ne im Jahr 2021 neu verhandelt. Danach wurden Absprachen über den Bau und die Modernisie-

rung von Wohnungen getroffen. Ziel der Vereinbarung ist es u. a., dass mindestens 10.000 Bau-

genehmigungen pro Jahr erteilt werden. Von den Wohnungen sollen 3.000 öffentlich gefördert 

hergestellt werden. Im Jahr 2022 wurde der Neubau von 10.377 Wohnungen genehmigt, aber 

nur 7.836 Wohnungen wurden fertiggestellt.

1.8  Ende 2021 gab es in Hamburg 983.891 Wohnungen. Der Anteil der Sozialwohnun- 

gen betrug mit 77.869 Wohnungen 7,9 Prozent in Bezug auf die Gesamtzahl der Wohnungen. Bei 

19.546 Wohnungen und damit 25,1 Prozent der vorhandenen Sozialwohnungen wird die Sozial-

bindung innerhalb von fünf Jahren auslaufen.

1.9  Damit die Zielsetzungen des „Bündnisses für das Wohnen“ erreicht werden können 

und der Anteil an Sozialwohnungen gehalten bzw. ausgebaut werden kann sowie das Woh-

nungsangebot weiterhin den Bedürfnissen von breiten Schichten der Bevölkerung gerecht wird, 

sind entsprechende Förderprogramme unerlässlich und ein wichtiger Baustein für Modernisie-

rungs- und Neubauprojekte. Insbesondere die Wohnungsbaugenossenschaften sind für die Er-

füllung ihres Auftrags und ihres Selbstverständnisses, eine sozial verantwortbare und günstige 

Wohnungsversorgung für ihre Mitglieder sicherzustellen, auf adäquate Förderprogramme an-

gewiesen. Vor dem Hintergrund steigender Bau- und Bodenpreise und hoher Nebenkosten muss 

zunehmend darauf geachtet werden, dass einer breiten Bevölkerungsschicht nachhaltig ein at-

traktives Wohnungsangebot zur Verfügung gestellt werden kann. An dieser Stelle sehen wir eine 

Verpflichtung der Freien und Hansestadt Hamburg, dass u. a. mit den Förderrichtlinien für den 
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Neubau von Mietwohnungen dauerhaft ein wichtiger Beitrag zur Erreichung dieser Zielsetzung 

geleistet wird. In diesem Zusammenhang halten wir weiterhin eine Änderung der Vergabepolitik 

für Grundstücke durch die Freie und Hansestadt Hamburg für dringend geboten. Die Stadt ist 

jedoch auf die Forderungen von zwei Volksinitiativen eingegangen und wird künftig städtische 

Grundstücke nur noch im Erbbaurechtsverfahren vergeben. Diese Entscheidung halten wir – 

insbesondere vor dem Hintergrund der in der Bodendrucksache festgelegten Bedingungen für 

Erbbaurechte – hinsichtlich einer sozialorientierten Wohnungspolitik für kontraproduktiv.

1.10  Angemessene und sozialverträgliche Mieten werden von einem hinreichenden Angebot 

an Wohnungen und durch adäquate Förderprogramme maßgeblich bestimmt. Als problematisch  

sind in diesem Zusammenhang die weiterhin steigenden Baukosten sowie die Preise und Vergabe- 

politik für Grundstücke anzusehen, die einen wesentlichen Faktor für steigende Mieten darstellen.

Die Mieten in Hamburg betrugen 2021 im freifinanzierten, ungebundenen Wohnungsbestand 

zum Erhebungsstichtag (1. April 2021) durchschnittlich 9,29 €/m². Die Mieten sind damit seit dem 

Mietenspiegel 2019 im Schnitt um insgesamt 0,63 €/m² bzw. 7,3 Prozent gestiegen, das entspricht 

einer jährlichen Steigerungsrate von 3,65 Prozent. Damit liegt der Mietenanstieg in Hamburg im 

Zeitraum von April 2019 bis April 2021 deutlich über dem Niveau der vorherigen Mietenspiegel.

Die durchschnittliche Neuvermietungsmiete der Hamburger Mitgliedsunternehmen des Verbands 

norddeutscher Wohnungsunternehmen e.V. lag im Vergleich dazu Anfang 2022 bei 7,85 €/m².

1.11  Die gesamtwirtschaftlichen Entwicklungen belasten auch die Betreiber von Senioren-

einrichtungen sowie deren Bewohner. Dabei steht der Markt für Seniorenwohnen und -pflege 

bereits seit Jahren aufgrund spezifischer Schwierigkeiten vor besonderen Herausforderungen. 

Diese haben sich durch die Corona-Pandemie sowohl aus personeller als auch aus wirtschaft-

licher Sicht weiter verschärft. Zudem kommen neben den allgemeinen Kostensteigerungen neue 

gesetzliche Rahmenbedingungen hinzu, die die Branche nachhaltig belasten.

1.12  Die Zahl der pflegebedürftigen Menschen in Deutschland erhöht sich zunehmend.  

Bis zum Jahresende 2021 ist sie bereits auf 4,96 Mio. angestiegen und hat sich damit gegenüber 

der Jahrtausendwende mehr als verdoppelt. Bei der starken Zunahme der Pflegebedürftigen 

zeigen sich weiterhin Effekte durch die Einführung des weiter gefassten Pflegebedürftigkeits-

begriffs zum 1. Januar 2017. Seither werden mehr Menschen als pflegebedürftig eingestuft als 

zuvor. Die Zunahme von Pflegebedürftigkeit spiegelt sich dabei vor allem in einer kontinuierlich 

steigenden gesamtgesellschaftlichen Pflegequote wider. Lag sie im Jahr 2001 noch bei 2,5 Pro-

zent, beläuft sie sich aktuell auf 6 Prozent.
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Etwa ein Drittel der Pflegebedürftigen ist hochbetagt, und der Frauenanteil überwiegt. Rund vier 

von fünf Pflegebedürftigen in Deutschland werden zu Hause versorgt. Meist erfolgt die Pflege 

durch Angehörige, unterstützt durch ambulante Pflegedienste. Bewohner in Pflegeheimen machen 

rund ein Fünftel der pflegebedürftigen Menschen in Deutschland aus.

Laut Prognose des Statistischen Bundesamts wird die Zahl Pflegebedürftiger auch künftig weiter 

steigen. Bis zum Jahr 2050 prognostizieren die Experten einen Anstieg auf deutschlandweit 6,5 Mio.  

pflegebedürftige Menschen. Ursache hierfür ist vor allem die stetig wachsende Zahl älterer Men- 

schen infolge einer besser werdenden medizinischen Versorgung. Der überwiegende Anteil der 

Pflegebedürftigen ist älter als 60 Jahre. Die Pflegequote steigt von rund 17 Prozent in der Alters-

gruppe der über 75-Jährigen auf rund 81 Prozent bei den über 90-Jährigen.

1.13  Mit der Zahl der Pflegebedürftigen wächst der Bedarf an Pflegediensten, Pflegeheimen 

und Pflegeplätzen, je nachdem ob die Versorgung ambulant oder stationär erfolgt. Dies erfordert 

weiteres Pflegepersonal und Pflegefachkräfte.

Das Angebot stellt sich jedoch bereits seit Jahren als zu gering dar. Stellenangebote für exami-

nierte Altenpflegefachkräfte sind im Bundesdurchschnitt 212 Tage unbesetzt. Auf 100 gemeldete 

Stellen kommen rechnerisch lediglich 33 Arbeitslose. Laut dem Institut der deutschen Wirtschaft in  

Köln könnten in Deutschland in der stationären Versorgung bis zum Jahr 2035 rund 307.000 Pfle- 

gekräfte fehlen. Die Versorgungslücke könnte sich bis zu diesem Jahr auf insgesamt knapp 

500.000 Fachkräfte vergrößern. 

1.14  Während der Corona-Pandemie hat sich der Mangel an Pflegekräften weiter ver-

schärft. Vor dem Hintergrund von möglichen oder tatsächlichen Infektionsgeschehen in den 

Seniorenpflegeeinrichtungen war der Bedarf an Pflegekräften noch einmal höher, da die Ein-

richtungen sich hierauf personell vorbereiten mussten. Laut den entsprechenden Verordnungen 

waren die Betreiber der Einrichtungen verpflichtet, bei Infektionsgeschehen umgehend eine 

Kohortenbildung zwischen den Bewohnern und den Pflegekräften vorzunehmen. Die Anzahl der 

benötigten Pflegekräfte erhöhte sich für diesen Fall wesentlich und führte zu entsprechenden 

Mehraufwendungen. Diese Mehraufwendungen wurden neben den erheblichen Sachmittel-

Mehraufwendungen im Rahmen der Beschaffung von Schutz- und Hygieneartikeln durch den 

Pflegeschutzschirm gedeckt, der jedoch Ende Juni 2022 ausgelaufen ist. Inwieweit hierdurch 

eine vollständige Refinanzierung gesichert ist, bleibt abzuwarten, da die angemeldeten und bis- 

her erstatteten Personal- und Sachmittel-Mehraufwendungen bis Ende 2023 bzw. 2024 unter 

dem Vorbehalt der Nachprüfung stehen.
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Von besonderer Tragweite hat sich beim Pflegepersonal die staatlich verordnete einrichtungs-

bezogene Impfpflicht erwiesen. Die angespannte Personalsituation hat sich dadurch noch einmal 

verschärft, da sich einige Pflegekräfte gegen eine Impfung entschieden hatten und durch die Be-

hörden teilweise Beschäftigungs- oder Zutrittsverbote ausgesprochen wurden, wodurch dieses 

Personal nicht weiter eingesetzt werden konnte. Darüber hinaus haben auch Pflegekräfte, die 

ohnehin unter sehr schwierigen Arbeitsbedingungen ihrer Tätigkeit nachgehen, als Reaktion auf 

diese Verordnung ihren Beruf aufgegeben und sind in andere Bereiche gewechselt. Im Zusam-

menhang mit der mehr als angespannten Personalsituation in der Pflege hat der Staat mit der 

einrichtungsbezogenen Impfpflicht der Branche einen Bärendienst erwiesen, und das zu einem 

Zeitpunkt, in dem wissenschaftlich erwiesen war, dass die Impfung eine Übertragung des Virus 

nicht verhindert und damit keine zusätzliche Gefahr für die Pflegebedürftigen durch nicht ge-

impfte Pflegekräfte ausging.

Unabhängig davon binden die zunehmende Bürokratie, umfassende Dokumentationsvorschriften 

und diverse externe Prüfungen enorme personelle Ressourcen, die am Ende nicht mehr für die 

Betreuung und Pflege der Menschen zur Verfügung stehen. 

1.15  In den vergangenen Jahren wurden verschiedene Gesetze auf den Weg gebracht, die 

einerseits die Pflegebranche bzw. den Pflegeberuf attraktiver machen und anderseits die Pflege-

qualität und die Bezahlbarkeit der Pflege sichern sollen. 

So realisierte die Bundesregierung mit dem dritten Pflegestärkungsgesetz (PSG III) nach dem 

PSG I (Leistungsauswirkung und Pflegevorsorgefonds) und dem PSG II (Einführung des neuen 

Pflegebedürftigkeitsbegriffs) den dritten Teil der Pflegereform. Das PSG III ist zusammen mit dem  

neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff am 1. Januar 2017 in Kraft getreten. Alle Pflegebedürftigen er- 

halten danach einen gleichberechtigten Zugang zu den Leistungen der Pflegeversicherung, unab- 

hängig davon, ob sie von körperlichen oder geistigen Einschränkungen betroffen sind. Außerdem  

sind aus den drei Pflegestufen fünf neue Pflegegrade geworden. Ziel ist es, damit zu einer genau-

eren Einstufung zu gelangen und den individuellen Beeinträchtigungen der Menschen in allen 

Lebensbereichen umfassender gerecht zu werden und diese entsprechend zu berücksichtigen.

Zum 1. Januar 2019 wurden mit dem Pflegepersonal-Stärkungsgesetz (PpSG) weitere Neuerun-

gen in der Pflege eingeführt. Außerdem sollen die Digitalisierung der Pflegeeinrichtungen sowie 

Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Pflege, Familie und Beruf für die Pflegekräfte finanziell unter-

stützt werden. Zudem wird nun jeder Pflegeeinrichtung eine zusätzliche Pflegekraft finanziert. 

Eine wirklich spürbare Verbesserung und Entlastung der Pflegekräfte ist durch diese Neuerungen 

bisher leider nicht eingetreten.
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Mit Wirkung zum 1. Oktober 2019 startete das neue Qualitäts- und Prüfsystem in der stationären 

Pflege. Das neue System soll die interne Qualitätssicherung von Einrichtungen mit der externen 

Qualitätsprüfung durch den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung (MDK) verknüpfen. 

Danach müssen halbjährlich interne Qualitätsdaten bei den Bewohnern erhoben werden.

Um Pflegebedürftige vor Überforderung durch steigende Pflegekosten zu schützen, wurden zum 

1. Januar 2022 Entlastungen beschlossen. So zahlt die Pflegeversicherung bei der stationären 

Versorgung künftig einen Zuschlag zu dem nach Pflegegrad differenzierten Leistungsbeitrag. Er 

steigt mit Dauer der Pflege: Im ersten Jahr trägt die Pflegekasse 5 Prozent des pflegebedingten 

Eigenanteils, im zweiten Jahr 25 Prozent, im dritten Jahr 45 Prozent und danach 70 Prozent. Zur 

Finanzierung der Pflegeversicherung wird ein Bundeszuschuss in Höhe von 1 Mrd. € pro Jahr 

eingeführt.

Auch zur Entlohnung in der Pflege gibt es neue Beschlüsse. Mit dem Gesetz für bessere Löhne 

in der Pflege (Pflegelöhneverbesserungsgesetz), das am 29. November 2019 in Kraft getreten ist, 

wurde im Arbeitnehmer-Entsendegesetz bereits die rechtliche Grundlage dafür geschaffen. So 

stärkt das Gesetz die Handlungsfähigkeit der Pflegekommission, die nach Art der Tätigkeit oder 

der Qualifikation unterschiedliche Mindestentgelte beschließen soll. Am 5. Februar 2022 hat sich 

die Pflegekommission auf höhere Mindestlöhne in der Altenpflege verständigt: Ab dem 1. Sep-

tember 2022 sollen die Mindestlöhne für Pflegekräfte in Deutschland in drei Schritten steigen. 

Die Vergütung der Pflegekräfte erfolgt zudem auf Grundlage von Tarifwerken.

1.16  Die Betreiber von Seniorenpflegeeinrichtungen leiden neben dem Fachkräftemangel 

unter hohen Kostensteigerungen, insbesondere bei Energie sowie Sach- und Lebensmitteln. 

Obwohl die Sozialgesetzgebung ein Kostenerstattungsprinzip vorsieht, gelingt es den meisten 

Betreibern im Rahmen der Verhandlungen mit den Kostenträgern nicht vollständig, ihre Kosten 

in den Pflegeentgelten unterzubringen, und stellt sie damit vor große wirtschaftliche Herausfor-

derungen.

1.17  Neben den Betreibern sehen sich entsprechend auch die Bewohner von Senioren- 

pflegeeinrichtungen durch die staatlichen Maßnahmen und weitere wirtschaftliche Rahmenbe- 

dingungen mit sehr hohen Kostensteigerungen konfrontiert. Und das, obwohl Pflege mit durch-

schnittlich 2.250 Euro Eigenanteil pro Monat schon vorher teuer war. Bereits in den letzten Jahren 

lagen die Steigerungen mit etwa 8 bis 10 Prozent deutlich über den Rentenanpassungen. 

Die massiven Kostensteigerungen werden dafür sorgen, dass die Anzahl der Sozialhilfeempfän-

ger weiter ansteigen wird, da sich mehr Menschen Pflege nicht mehr leisten können. Dies wird 
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die Kommunen stark belasten, denn dort sind die Sozialhilfeempfänger angesiedelt. Aktuell liegt 

der Anteil der Sozialhilfeempfänger bei 40 Prozent – Tendenz steigend.

1.18  Die Bundesregierung ist daher dringend angehalten, mittelfristig eine umfassende 

Pflegereform einzuleiten, die gleichzeitig Qualität und Bezahlbarkeit von Pflege für alle Seiten 

sicherstellt. 

2  Geschäftsgrundlagen und Geschäftsverlauf

2.1  Geschäftsgrundlagen

Die Vereinigte Hamburger Wohnungsbaugenossenschaft eG (vhw) war im Geschäftsjahr 2022 

unverändert in den Geschäftsfeldern Wohnungsvermietung (vhw Wohnen) und Seniorenwohnen 

und -pflege (vhw Wohnen im Alter) tätig.

 

Im Geschäftsbereich vhw Wohnen bewirtschaftet die Genossenschaft zum Ende des Jahres 2022 

den in Abbildung 1 dargestellten Immobilienbestand.

 

Der Wohnungsbestand ist gegenüber dem Vorjahr damit nahezu unverändert.

Im Geschäftsbereich vhw Wohnen im Alter bewirtschaftet die Genossenschaft derzeit sieben 

Seniorenwohnanlagen und -residenzen mit dem in Abbildung 2 aufgeführten Bestand.

Die Seniorenwohnanlage Langenhorn ist aufgrund einer umfassenden Erweiterungs- und 

Modernisierungsmaßnahme nicht in den Bestandsdaten enthalten. Die Fertigstellung sämtlicher 

Baumaßnahmen ist bis Ende des 2. Quartals 2023 vorgesehen.

6.688 Wohnungen

44 gewerbliche Objekte

1.383 Stellplätze in Tiefgaragen sowie Parkpaletten und Einzelgaragen

1.458 Stellplätze

(Abb. 1)

988 Wohnungen und Appartements

479 Pflegeplätze inkl. Wirtschafts- und Gemeinschaftsräumen

30 gewerbliche Objekte

139 Stellplätze in Tief- und Einzelgaragen

183 Stellplätze

(Abb. 2)
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2.2  Geschäftsverlauf

Unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, sowohl in Deutschland ins- 

gesamt als auch in Hamburg, ist der operative Geschäftsverlauf im Jahr 2022 in den beiden we-

sentlichen Geschäftsfeldern der vhw als zufriedenstellend zu bezeichnen. Hierzu im Einzelnen:

2.2.1  vhw Wohnen

2.2.1.1  Die Fluktuation im Wohnungsbestand der Genossenschaft ist mit 497 Einheiten ge- 

genüber 468 Einheiten im Vorjahr leicht gestiegen. Die Fluktuationsquote betrug hiernach 7,4 Pro- 

zent gegenüber rd. 7,0 Prozent im Vorjahr. Insgesamt lässt das konstant niedrige Niveau eine hohe 

Zufriedenheit unserer Mieter mit den Leistungen der Genossenschaft erkennen, die sich auch in 

den jährlichen Wohnzufriedenheitsbefragungen widerspiegelt.

2.2.1.2  Die Entwicklung des vermietungsbedingten Leerstands war auch im Jahr 2022 noch 

durch die Corona-Pandemie beeinflusst und hat sich monatsdurchschnittlich mit 216 Wohnungen 

gegenüber 187 Wohnungen im Vorjahr erhöht, das sind 3,23 Prozent des Wohnungsbestands ge- 

genüber 2,81 Prozent im Vorjahr. Neben den Nachwirkungen der Corona-Pandemie macht sich in 

der Leerstandsquote insbesondere der Leerzug der ehemaligen Servicewohnanlage in der Theo-

dor-Storm-Straße bemerkbar, die durch einen Neubau ersetzt werden soll. Hintergrund ist, dass 

die Servicewohnanlage aufgrund der Auflagen des Hamburgischen Wohn- und Betreuungsquali- 

tätsgesetzes nicht mehr über das Ende des Jahres 2024 hinaus betrieben werden darf und ein Um- 

bau nach den gesetzlichen Anforderungen nicht möglich bzw. wirtschaftlich nicht darstellbar ist. 

2.2.1.3  Die Instandhaltung und Modernisierung unseres Wohnungsbestands sind ein wesent- 

licher Schwerpunkt unserer Geschäftspolitik und wurden auch unter den erschwerten Bedingun-

gen der Corona-Pandemie fortgesetzt. 3.875 Wohnungen mit einer Wohnfläche von insgesamt 

knapp 232.327 m² sind vor 1980 bezugsfertig geworden. Davon sind 3.080 Wohnungen mit einer 

Wohnfläche von 177.439 m² (79,48 Prozent) durch Modernisierung und Instandsetzung in einem 

zeitgemäßen Zustand.

2.2.1.4  Das Bestandspflegeprogramm setzt sich im Vergleich zum Vorjahr wie in Abbildung 3 

dargestellt zusammen.

2022 2021

 T€  T€

Summe Instandhaltung 6.957,0 7.480,8

Davon große Instandhaltung 1.095,4 2.072,4

Davon laufende Instandhaltung 5.861,6 5.408,4

Modernisierungsmaßnahmen 14.625,9 6.956,3

Gesamtkosten für Bestandspflege 21.582,9 14.437,1

(Abb. 3)
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Im Rahmen der Instandhaltung wurden folgende technische Programme systematisch fortgeführt:

1. Renovierung von Treppenhäusern

2. Sanierung von Abwasserleitungen

3. Erneuerung von Fenstern

Unser Ziel bleibt es, die Bestandspflege in den kommenden Jahren auf einem hohen Niveau 

fortzuführen.

2.2.1.5  Darüber hinaus möchten wir den Ansprüchen unserer Mieter an eine zeitgemäße und 

ansprechende Wohnungsausstattung durch geeignete Einzelmaßnahmen gerecht werden sowie 

unsere energetischen Modernisierungen im Bestand fortsetzen. Insbesondere in den Quartieren 

Hummelsbüttel und Eimsbüttel stellen wir bei Wohnungsinteressenten eine hohe Bereitschaft 

fest, für eine bessere Ausstattung auch eine entsprechend höhere Miete zu zahlen. In diesen Quar-

tieren werden deshalb auch weiterhin bei Mieterwechseln und bei Bedarf Einzelmodernisierun-

gen vorgenommen.

2.2.1.6  Im Jahr 2022 hat die Genossenschaft eine umfassende energetische Modernisierung 

im Eitnerweg in Hummelsbüttel mit 108 Wohnungen und einem Bauvolumen von insgesamt 

8.785,0 T€ abgeschlossen. 

Darüber hinaus wurde eine umfassende Modernisierungsmaßnahme im Erlerring in Kirchdorf-

Süd durchgeführt. Neben der energetischen Modernisierung des Gebäudes wurden vielfältige 

wohnwertverbessernde Maßnahmen in den 62 Wohnungen umgesetzt. Die Gesamtmaßnahme 

mit einem Bauvolumen von 7.518,6 T€ wird mit Fördermitteln der Hamburgischen Investitions- 

und Förderbank (IFB) sowie der KfW-Bankengruppe durchgeführt. Abschließende Maßnahmen 

wie die Installation der Photovoltaikanlage und der Wärmepumpen mussten aufgrund von 

Lieferengpässen in das Jahr 2023 verschoben werden.

Daneben wurden planmäßig Aufzugsmodernisierungsmaßnahmen in mehreren Objekten, ins-

besondere in den Stadtteilen St. Pauli, Wilhelmsburg, Kirchdorf, Heimfeld, Billstedt, Öjendorf, 

Meiendorf und Lohbrügge, durchgeführt.

2.2.1.7  Neben der kontinuierlichen Bestandspflege auf hohem Niveau soll der Wohnungs- 

bestand auch weiterhin durch gezielte Ersatzneubaumaßnahmen oder Nachverdichtungsmaß-

nahmen ergänzt werden, wobei dies unter Berücksichtigung und Bewertung der enormen Bau-

kostensteigerungen und gesetzlichen Auflagen und entsprechend unter den Gesichtspunkten der 

Wirtschaftlichkeit für die Genossenschaft und Bezahlbarkeit des Wohnraums für unsere Mieter 

erfolgen muss.
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2.2.2 vhw Wohnen im Alter

2.2.2.1 Das Marktumfeld, in dem sich der Geschäftsbereich vhw Wohnen im Alter bewegt, ist un-

verändert schwierig. Durch die umfangreichen Angebote von anderen Anbietern ist die Konkurrenz 

nach wie vor groß. Die hohe Pflegequalität in den Einrichtungen der vhw ist für Interessenten 

leider nicht immer primäres Entscheidungskriterium und steht bei der Auswahl der Pflegeein-

richtung manchmal an zweiter Stelle, sodass es trotz der umfangreichen Instandhaltungs- und 

Modernisierungsmaßnahmen unserer Seniorenwohnanlagen und -residenzen permanenter 

Anstrengungen bedarf, sich gegenüber der Konkurrenz zu behaupten. Auch im Geschäftsjahr 

2022 wurde diese schwierige Ausgangslage durch die Folgewirkungen der Corona-Pandemie 

weiterhin deutlich erschwert.

2.2.2.2  Zum Schutz der Bewohner und zur Vorbereitung auf mögliche Infektionsgeschehen 

haben wir im Geschäftsjahr 2022 wie in den beiden Vorjahren nicht alle stationären Pflegeplätze 

in den Senioreneinrichtungen belegt. In der Folge liegt die Auslastungsquote mit 83,98 Prozent 

zwar deutlich über der Quote von 78,46 Prozent aus dem Jahr 2021, aber noch nicht wieder auf 

Vor-Corona-Niveau. Neben den gesetzlichen Vorgaben war insbesondere auch der Fachkräfte-

mangel hierfür verantwortlich, der eine höhere Belegung der Pflegeplätze nicht ermöglichte.

2.2.2.3  Insgesamt waren die Wohnungen und Appartements der Seniorenwohnanlagen und 

-residenzen weiterhin gut ausgelastet. Die Wohnungen in den Seniorenwohnanlagen verzeichnen 

eine Belegungsquote von 99,10 Prozent (Vorjahr: 98,13 Prozent) und die Appartements in den 

Seniorenresidenzen von 90,88 Prozent (Vorjahr: 88,69 Prozent).

2.2.2.4  Die Bewertungen der im Jahr 2022 erfolgten Prüfungen durch den Medizinischen Dienst 

(MD, vormals MDK) führten für alle Einrichtungen zu insgesamt sehr guten Ergebnissen und lagen 

damit über den ohnehin bereits guten Landes- bzw. Bundesdurchschnitten. Dieses Ergebnis ist 

den Anstrengungen aller Mitarbeiter zu verdanken, die mit der Bereitschaft zur ständigen Verbes- 

serung und Weiterentwicklung eine erstklassige Dienstleistung erbringen.

2.2.2.5  Das die MD-Prüfungen begleitende unternehmensinterne Qualitätsmanagement wurde 

auch im Jahr 2022 mit wechselnden Schwerpunkten durchgeführt. Alle Ergebnisse bescheinigen, 

dass unser Organisationsrahmen den rechtlichen Anforderungen und den Wünschen unserer 

Mitglieder in jeder Hinsicht entspricht.

2.2.2.6  Bedauerlicherweise ist der Mangel an Pflegefachkräften zunehmend bei der Akquirie- 

rung von Personal deutlich spürbar und führt zu den oben beschriebenen Schwierigkeiten bei 
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der Belegung der Pflegeplätze. So muss in Engpasssituationen auch auf Zeitarbeitskräfte zurück-

gegriffen werden, um den notwendigen Personalbedarf decken zu können. Der Einsatz von 

Fremdpersonal darf jedoch nur in diesen Ausnahmesituationen erfolgen, da dieser wirtschaftlich 

nicht durch die Kostensätze der Kostenträger vollumfänglich gedeckt ist. 

Vor diesem Hintergrund hat auch die Ausbildung von Pflegefachkräften sowie die Weiterqualifi-

zierung von bereits beschäftigten Mitarbeitern zu Pflegefachkräften weiter einen hohen Stellenwert 

bei der vhw. Dies stellt für uns eine Möglichkeit dar, dem Fachkräftemangel entgegenzuwirken 

und eine kontinuierlich hohe Qualität des Pflegepersonals zu gewährleisten. An dieser Stelle muss 

jedoch erwähnt werden, dass auch die Refinanzierung der mit der Ausbildung verbundenen Kos-

ten durch die Kostenträger nicht vollumfänglich gewährleistet ist, was eine weitere wirtschaft-

liche Belastung bedeutet.

2.2.2.7  Neben der Sicherstellung der hohen Dienstleistungsqualität wurde im Geschäftsjahr 

2022 auch die nachhaltige Bestandspflege der Senioreneinrichtungen weiterverfolgt.

 

2.2.2.8  Das Bestandspflegeprogramm setzt sich im Vergleich zum Vorjahr wie in Abbildung 4 

dargestellt zusammen.

2.2.2.9  Gemäß den Pachtverträgen zwischen der vhw und der vhw Immobilien e.G. & Co. KG  

(vhw KG) werden große Instandhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen von der vhw KG 

durchgeführt; die laufende Instandhaltung übernahm in Höhe von 1.163,2 T€ die vhw und in Höhe 

von 256,9 T€ die vhw KG.

2.2.2.10  Wie in den Vorjahren wurden mehrere umfangreiche Instandhaltungs- und Moderni-

sierungsmaßnahmen durchgeführt, um die Attraktivität der Seniorenwohnanlagen und -residen-

zen für unsere Bewohner sowie Interessenten weiter zu erhalten und zu erhöhen. Neben den 

laufenden Instandhaltungsmaßnahmen wurden u. a. die Modernisierung der Aufzugsanlagen 

sowie das Modernisierungsprogramm für Küchen und Bäder in den Seniorenresidenzen fort-

gesetzt.

2022 2021

 T€  T€

Summe Instandhaltung 2.586,2 2.496,3

Davon große Instandhaltung 1.166,1 1.214,4

Davon laufende Instandhaltung 1.420,1 1.281,9

Modernisierungsmaßnahmen 78,7 618,5

Gesamtkosten für Bestandspflege 2.664,9 3.114,8

(Abb. 4)
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2.2.2.11  Einen Schwerpunkt im Geschäftsbereich vhw Wohnen im Alter bildete im Jahr 2022 

die umfassende Modernisierung und Erweiterung unserer Seniorenwohnanlage in Langenhorn, 

die aufgrund von Lieferengpässen nunmehr im 2. Quartal 2023 fertiggestellt werden soll. An 

diesem Standort entstehen 115 moderne Servicewohnungen und 48 Plätze in einer Wohneinrich- 

tung gemäß Hamburgischem Wohn- und Betreuungsqualitätsgesetz (HmbWBG) sowie 25 Tages-

pflegeplätze. Das Konzept der Tagespflege ergänzt das bisherige Angebot der vhw an diesem 

Standort. Wir sind davon überzeugt, dass unseren Leistungen eine hohe Nachfrage im Quartier 

Langenhorn gegenübersteht. Das hat sich zwischenzeitlich bestätigt, da sämtliche Servicewoh-

nungen bereits vermietet sind und weitere Nachfrage hiernach besteht. Das Angebot für die 

pflegerische Betreuung der Bewohner der Wohneinrichtung und der Tagespflege erfolgt durch 

unsere vhw Ambulanter Dienst GmbH. Das Bauvolumen beträgt insgesamt 35,1 Mio. €. Sehr 

gerne hätten wir die Baumaßnahme teilweise mit öffentlichen Mitteln der IFB durchgeführt. Be-

dauerlicherweise wurde jedoch der Neubau der 32 zusätzlichen Servicewohnungen im 2. Förder-

weg der IFB durch die zuständige Behörde nicht unterstützt.

 

2.2.2.12  Für die Folgejahre sind in unseren Senioreneinrichtungen u. a. folgende bauliche Maß- 

nahmen geplant:

In der Seniorenwohnanlage Lokstedt entspricht der stationäre Pflegebereich aufgrund des 

HmbWBG sowie seiner Verordnung über bauliche Anforderungen an Wohn- und Betreuungs-

formen in der derzeitigen baulichen Ausführung nicht den gesetzlichen Anforderungen. Wir 

bemühen uns seit dem Jahr 2016 unter Einbindung des Bezirksamts Eimsbüttel, des Landesbe-

triebs für Immobilienmanagement, der der Finanzbehörde unterstellt ist, sowie der Behörde für 

Arbeit, Soziales, Familie und Integration um eine einvernehmliche und tragfähige Lösung für 

einen Neubau des Pflegebereichs sowie weiterer Servicewohnungen, da die Baugenehmigung, 

die Verlängerung des Erbbaurechts sowie die Finanzierung des Investitionskostensatzes unter 

sozialen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten ineinandergreifen und zusammenpassen müssen.

Weitere Planungen für modernes und zeitgemäßes Seniorenwohnen werden derzeit für unsere 

Seniorenresidenzen Alsterpark und Neugraben vorgenommen. 
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2.2.3  Sonstige Geschäftsfelder

2.2.3.1  Wir-eG

2.2.3.1.1  Die Wir-eG ist eine genossenschaftliche Plattform zur Förderung des sozialen Engage-

ments und zur Vernetzung unserer Mieter und Bewohner in den Quartieren der vhw.

2.2.3.1.2  Unseren Mietern und Bewohnern wird damit die Möglichkeit eröffnet, sich durch die 

Initiierung von Projekten für ihr Quartier bzw. ihre Nachbarn zu engagieren. Die vhw unterstützt 

die Projekte sowohl mit finanziellen Mitteln als auch mit administrativen Tätigkeiten und sonsti-

gen Hilfestellungen. Gefördert werden vorrangig Vorhaben mit folgenden Zielen:

 1. Förderung der Nachbarschaftshilfe 

 2. Verbesserung des Nachbarschaftsdialogs 

 3. Gestaltung von Freizeitaktivitäten für Jung und Alt 

 4. Förderung der Bildung und von Talenten 

 5. Verbesserung der Wohnqualität im Quartier

 6. Entwicklung des Umweltbewusstseins der Mitglieder sowie des Umweltschutzes 

2.2.3.1.3  Im Jahr 2022 wurden, soweit es die Corona-Pandemie insbesondere im 1. Halbjahr 

zugelassen hat, neue Projekte auf den Weg gebracht. Daneben wurden die langfristigen Projekte 

fortgeführt. Damit wird das Freizeit-, Kultur- und Bildungsangebot in den Quartieren für unsere 

Mitglieder erweitert.

2.2.3.2  Grundstücksbestand

2.2.3.2.1  Ziel ist es, den vorhandenen Grundstücks- und Gebäudebestand an die nachhaltigen 

Bedürfnisse der Genossenschaft anzupassen. Im Vordergrund steht dabei die Fokussierung der 

Vermietungstätigkeit der vhw auf das Hamburger Stadtgebiet. Dafür sollen neben unbebauten 

Grundstücken auch Objekte ohne räumlichen Bezug zum Kernbestand im Laufe der Zeit veräu-

ßert werden.

2.2.3.2.2  Aktuell befinden sich noch drei unbebaute Grundstücke mit einer Größe von ins-

gesamt 29.973 m² und einem Buchwert von 3,00 € im Bestand der Genossenschaft, wovon zwei 

Grundstücke als Ausgleichsflächen für Wohnungsbaugrundstücke dienen und ein Grundstück in 

einem Naturschutzgebiet liegt.
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2.2.3.3  Beteiligungen

2.2.3.3.1  Die vhw hält 100 Prozent des Stammkapitals an der vhw Verwaltungs GmbH. Die 

Gesellschaft ist insbesondere zur Übernahme, Verwaltung und Abwicklung von Pensionsver-

pflichtungen von verbundenen Unternehmen, zur Verwaltung des zur Erfüllung der Pensionsver-

pflichtungen erforderlichen Vermögens sowie zur Verwaltung weiteren Vermögens berechtigt.

2.2.3.3.2  Die vhw Immobilien - Service GmbH, an der die vhw mittelbar über die vhw Verwal-

tungs GmbH mit 100 Prozent am Stammkapital beteiligt ist, führt das Facility-Management u. a. 

mit Hausmeisterdienstleistungen sowie der Beauftragung und Betreuung von Modernisierungs- 

und Instandhaltungsmaßnahmen für die Geschäftsbereiche vhw Wohnen und vhw Wohnen im 

Alter durch.

2.2.3.3.3  Für den Geschäftsbereich vhw Wohnen im Alter sind insgesamt fünf Gesellschaften 

tätig, an denen die Genossenschaft jeweils mit 100 Prozent beteiligt ist: unmittelbar an der vhw 

Immobilien e.G. & Co. KG und der vhw Beteiligungs GmbH sowie über die vhw Verwaltungs GmbH  

mittelbar an der vhw care GmbH (care), vhw cook GmbH (cook) und vhw Ambulanter Dienst 

GmbH (Ambulanter Dienst). Die Aufgaben der Gesellschaften für die vhw bestehen in der Ver-

pachtung von Seniorenwohnanlagen und -residenzen durch die vhw Immobilien e.G. & Co. KG, 

der Erbringung von Pflegeleistungen durch die care, der Zubereitung von Speisen durch die 

cook sowie der ambulanten Pflege durch den Ambulanten Dienst. Die vhw Beteiligungs GmbH 

führt das Cash-Management für die genossenschaftliche Unternehmensgruppe der vhw durch 

und hält treuhänderisch für die Genossenschaft ein Prozent an der vhw Immobilien e.G. & Co. KG.  

Die operativ tätigen Gesellschaften tragen mit ihren Leistungen wesentlich dazu bei, dass den 

Mitgliedern auch in Zukunft in der gewohnten Qualität und zu angemessenen Preisen das gesamte 

Leistungsspektrum der stationären und ambulanten Pflege sowie des Servicewohnens zur Ver-

fügung gestellt werden kann.

2.2.3.3.4  Darüber hinaus hält die Genossenschaft eine Kommanditbeteiligung in Höhe von  

520 € an der AVW Assekuranzvermittlung der Wohnungswirtschaft GmbH & Co. KG. Diese Betei- 

ligung dient dem nachhaltig günstigen und umfassenden Einkauf von Versicherungsdienstleis- 

tungen für den Gebäudebestand der Genossenschaft vor dem Hintergrund eines sich konsoli- 

dierenden Versicherungsmarkts mit immer weniger und größeren Anbietern und den damit ver-

bundenen Preiserhöhungen für Versicherungen.
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3  Wirtschaftliche Lage

3.1  Ertragslage

3.1.1  Unter den Rahmenbedingungen der Corona-Pandemie hat die Genossenschaft ins-

gesamt ein zufriedenstellendes Ergebnis von 2.421,4 T€ (Vorjahr: 1.675,5 T€) erzielt, das sich auf 

die einzelnen Geschäftsfelder wie in Abbildung 5 dargestellt aufteilt:

3.1.2  Der Geschäftsbereich vhw Wohnen zeichnet sich trotz des höheren Leerstands infolge 

der Corona-Pandemie weiterhin durch eine sehr gute Vermietungssituation aus. Dabei ist der  

seit Jahren anhaltende positive Verlauf besonders zu würdigen, da dieser unter der Fortsetzung  

von weitreichenden Instandhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen erfolgte, die zu zusätz- 

lichen wirtschaftlichen Belastungen führen. Der Anstieg der Regelabschreibungen gegenüber  

dem Vorjahr ist darauf zurückzuführen, dass mit Wirkung zum 1. Januar 2022 bei den Wohn- und 

Geschäftsbauten, welche nach dem 1. Januar 2000 modernisiert oder neu errichtet wurden, ein 

sogenannter Komponentenansatz zur Anwendung kommt. Danach werden die Gebäude bilanziell 

in die wesentlichen Komponenten Rohbau, Dach, Fenster/Außentüren, Küchen, Sanitärinstalla-

2022 2021

T€ T€

vhw Wohnen

operatives Ergebnis 28.507,0 28.278,6

abzgl. Regelabschreibungen -12.863,5 -11.552,6

abzgl. Finanzergebnis -7.667,5 -8.195,4

Saldo vhw Wohnen 7.976,0 8.530,6

vhw Wohnen im Alter

operatives Ergebnis 4.694,4 3.449,4 1)

abzgl. Regelabschreibungen -4.884,5 -4.691,1 2)

abzgl. Sonderabschreibungen -612,0 -727,3

abzgl. Finanzergebnis -2.132,3 -2.225,5

Saldo vhw Wohnen im Alter -2.934,4 -4.194,5

Sonstige Geschäftsfelder inkl. Steuern

operatives Ergebnis -1.558,4 -1.258,7

abzgl. Regelabschreibungen -218,3 -153,3

abzgl. Finanzergebnis -843,5 -1.248,6

Saldo Sonstige Geschäftsfelder inkl. Steuern -2.620,2 -2.660,6

Jahresüberschuss 2.421,4 1.675,5

1) und 2) Der Vorjahresbetrag wurde korrigiert. (Abb. 5)
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tion/Bäder, Aufzugsanlagen, Heizungsanlagen, Elektroinstallation und elektronische Schließan- 

lagen aufgeteilt und über die jeweils betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauern zwischen 10 und  

30 Jahren planmäßig abgeschrieben. Da die Nutzungsdauern der Komponenten regelmäßig kür-

zer als die bisher zugrunde gelegte Nutzungsdauer für Wohn- und Geschäftsbauten sind, führt 

die Umstellung im Geschäftsjahr 2022 im Vergleich zum Vorjahr zu höheren Abschreibungen von 

1.865,8 T€. Hintergrund dieser Maßnahme ist die realitätsgetreue Abbildung der Abnutzung der 

einzelnen Gebäudebestandteile sowie die Stärkung der Binnenfinanzierungskraft der Genossen- 

schaft, um auch weiterhin regelmäßig und in hohem Umfang Ersatzinvestitionen sowie Mo-

dernisierungen vornehmen zu können. Dies hat zusätzliche Bedeutung durch die hohe Inflation 

sowie die steigenden Baukosten und insbesondere die gesetzlichen Vorschriften zur energeti-

schen Modernisierung der Gebäude gewonnen, da auf die Wohnungswirtschaft und damit die 

Genossenschaft weitreichende Modernisierungsanforderungen zukommen, die einen hohen 

Kapitalbedarf sowie Einsatz von Eigenmitteln erfordern werden.

3.1.3  Die Geschäftstätigkeit des Bereichs vhw Wohnen im Alter war im Jahr 2022 weiterhin 

stark durch die Corona-Pandemie beeinträchtigt. Das negative Ergebnis kommt durch die um-

fangreichen Schutzmaßnahmen für die Bewohner und Mitarbeiter sowie die korrespondierende 

geringere Belegung der Pflegeplätze zustande.

Insbesondere die Personal- und Sachmittel-Mehraufwendungen belasten das Ergebnis des 

Geschäftsbereichs erheblich. Diese Aufwendungen können zwar gegenüber dem sogenannten 

Pflegeschutzschirm geltend gemacht werden. Aufgrund der weiterhin unklaren rechtlichen Rege- 

lungen für die Erstattung sowie der Nachprüfungsfristen bis Ende 2023 bzw. 2024 und der etwai-

gen Rückforderungen bereits erstatteter Beträge wurden jedoch für beantragte bzw. ausgezahlte 

Erstattungen, betreffend die Personal-Mehraufwendungen, Wertberichtungen bzw. Rückstellun-

gen gebildet.

Darüber hinaus wurden temporär Pflegeplätze und Wohnungen sowie Appartements der Senio-

renwohnanlagen und -residenzen zum Schutz der Bewohner und Mitarbeiter nicht belegt. Auch 

waren im stationären Pflegebereich aufgrund der Corona-Eindämmungsverordnung und der 

Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts Pflegeplätze freizuhalten, um für den Infektionsfall in 

einer Seniorenpflegeeinrichtung infizierte und nicht infizierte Bewohner räumlich voneinander 

trennen zu können.

Das Ergebnis ist zudem erneut durch eine Sonderabschreibung auf eine Seniorenwohnanlage 

beeinträchtigt, die in Vorbereitung auf die geplanten Baumaßnahmen vorgenommen wurde.
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3.1.4  Das Ergebnis der sonstigen Geschäftsfelder ist unverändert durch die hohen Zinsauf-

wendungen im Zusammenhang mit der Bewertung der Pensionsrückstellungen belastet, wobei 

diese sich gegenüber den Vorjahren aufgrund der geänderten Zinspolitik der EZB und des damit  

gestiegenen Zinsniveaus sowie Bewertungszinssatzes für die Pensionsverpflichtungen reduziert 

haben und voraussichtlich auch in den Folgejahren zu einer Entspannung führen werden. 

 

3.1.5  Trotz der erheblichen Zusatzbelastungen aus der Corona-Pandemie lässt die Ertrags-

kraft der Genossenschaft weiter eine hohe Investitionstätigkeit bei verhältnismäßig geringer Netto-

Neuverschuldung zu. Diese Entwicklung wird durch die nachfolgende Abbildung 6 verdeutlicht, 

die eine Übersicht der in den Jahren 2018 bis 2022 durchgeführten Investitionen in Neubau- und 

Modernisierungsprojekte sowie die Entwicklung der Regelabschreibungen der Grundstücke mit 

Wohnbauten und der Darlehen aufzeigt:

 2022 2021 2020 2019 2018

 T€ T€ T€ T€ T€

Neubauprojekte 460,5 2.874,0 12.214,3 13.307,5 13.521,0

 

Modernisierungsmaßnahmen* 18.560,7 8.356,7 7.877,8 1.358,7 17.463,9

 

Regelabschreibungen der
Grundstücke mit Wohn- und Geschäftsbauten 12.844,6 11.862,5 10.920,6 10.527,3 9.790,4

Darlehensentwicklung: -3.700,3 -5.237,3 4.604,7 1.146,9 10.726,4

- davon Neuaufnahme 14.920,0 18.638,8 16.726,3 25.344,6 40.105,9

- davon Rückzahlung** -635,2 -7.486,3 -2.298,9 -11.238,5 -17.394,5

- davon Regeltilgung*** -9.830,2 -9.717,8 -9.417,5 -9.121,2 -10.317,5

- davon Sondertilgung -8.154,9 -6.672,0 -405,2 -3.838,0 -1.667,5

*** ohne Berücksichtigung von Zuschüssen

***  der Betrag im Jahr 2022 entfällt vollständig auf erhaltene Tilgungszuschüsse. Im Vorjahr darin enthalten waren 1.591,8 T€  
aus der Übertragung eines Darlehens an die vhw Immobilien e.G. & Co. KG.

***   2022 sind Tilgungsbeträge in Höhe von 87,3 T€ (Vorjahr: 84,0 T€) nicht berücksichtigt, die von Banken nicht fristgerecht zum 
Stichtag abgebucht worden sind.

(Abb. 6)
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3.2  Vermögenslage

3.2.1  Der Vermögensaufbau und die Kapitalstruktur der Genossenschaft stellen sich per 

31. Dezember 2022 im Vergleich zum Vorjahr wie in Abbildung 7 aufgezeigt dar:

3.2.2  Im Geschäftsjahr 2022 hat sich das Anlagevermögen um rd. 4,3 Mio. € erhöht. Dabei 

stehen den Zugängen im Anlagevermögen in Höhe von 17,8 Mio. € (abzüglich der Zuschüsse), die 

im Wesentlichen auf Neubau- und Modernisierungsmaßnahmen entfallen, Regelabschreibungen 

von 13,5 Mio. € entgegen. Zu den Gründen der gegenüber dem Vorjahr höheren Regelabschrei-

bung wird auf Ziffer 3.1.2 verwiesen.

3.2.3  Der Rückgang der langfristigen Forderungen resultiert aus den im Geschäftsjahr 2022 

ausgezahlten Zuschüssen für Modernisierungsmaßnahmen.

3.2.4  Der Anstieg bei den kurzfristigen Forderungen beruht hauptsächlich auf höheren un-

fertigen Leistungen aufgrund der stark gestiegenen umlagefähigen Heizkosten sowie bewilligten, 

aber zu einem späteren Zeitpunkt fälligen Zuschüssen für Modernisierungsmaßnahmen. Darüber 

hinaus sind die Forderungen im Bereich der genossenschaftlichen Unternehmensgruppe der vhw, 

die insbesondere auf den Ergebnisanteil der vhw Immobilien e.G. & Co. KG entfallen, gestiegen.

Aktiva
31.12.2022 31.12.2021 Veränderungen

T€ % T€ % T€

Langfristiger Bereich 

Anlagevermögen 368.555,8 93,4 364.271,6 94,5 4.284,2

Langfristige Forderungen 1.904,0 0,5 3.064,2 0,8 -1.160,2

Rechnungsabgrenzungsposten

(Erbbaugrundstücke) 815,2 0,2 830,5 0,2 -15,3

 371.275,0 94,1 368.166,3 95,5 3.108,7

Kurzfristiger Bereich      

Vorratsvermögen, Forderungen u. Ä. 23.145,3 5,9 17.454,8 4,5 5.690,5

Bilanzsumme 394.420,3 100,0 385.621,1 100,0 8.799,2

Passiva
31.12.2022 31.12.2021 Veränderungen

T€ % T€ % T€

Langfristiger Bereich 

Eigenkapital 78.886,7 20,0 77.459,3 20,1 1.427,4

Langfristige Verbindlichkeiten 256.236,8 65,0 260.073,0 67,5 -3.836,2

Pensionsrückstellungen 16.317,6 4,1 16.679,2 4,3 -361,6

 351.441,1 89,1 354.211,5 91,9 -2.770,4

Kurzfristiger Bereich      

Rückstellungen, Verbindlichkeiten u.Ä. 42.979,2 10,9 31.409,6 8,1 11.569,6

Bilanzsumme 394.420,3 100,0 385.621,1 100,0 8.799,2

(Abb. 7)
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3.2.5  Das Anlagevermögen ist am 31. Dezember 2022 zu 95,4 Prozent (Vorjahr: 97,2 Prozent) 

durch langfristiges Kapital gedeckt.

3.2.6  Die Eigenkapitalzusammensetzung im Geschäftsjahr ist in Abbildung 8 dargestellt:

3.2.7  Die Eigenkapitalquote per 31. Dezember 2022 beträgt 20,0 Prozent nach 20,1 Prozent 

im Vorjahr und hat sich somit leicht verringert.

3.2.8  Um das Eigenkapital der Genossenschaft weiterhin zu stärken und hinsichtlich des 

Verhältnisses von Geschäftsguthaben und Ergebnisrücklagen auf eine branchenübliche Basis zu 

stellen, verfolgt der Vorstand insbesondere die notwendige Stärkung der Rücklagen aus positi-

ven Jahresergebnissen. 

3.2.9  Neben den planmäßigen Tilgungen resultiert der Rückgang der langfristigen Ver-

bindlichkeiten aus einem erhaltenen Tilgungszuschuss von der KfW im Zusammenhang mit der 

Durchführung einer energetischen Modernisierungsmaßnahme in Höhe von 635,2 T€. Insgesamt 

sind im Jahr 2022 Darlehensvalutierungen von 14.920,0 T€, Regeltilgungen von 9.830,2 T€, Son-

dertilgungen von 8.154,9 T€ sowie Tilgungen von langfristigen Darlehen an die vhw Verwaltungs 

GmbH von 135,8 T€ zu verzeichnen.

3.2.10  Die Veränderung im Bereich der kurzfristigen Verbindlichkeiten ist im Wesentlichen 

auf die kurzzeitige Nutzung von Kontokorrentlinien (+5.196,2 T€), auf gestiegene erhaltene An-

zahlungen (+919,4 T€) sowie den Anstieg der Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unter-

nehmen (+5.057,2 T€) zurückzuführen.

  31.12.2022   31.12.2021 Veränderungen

  T€  T€ T€

Geschäftsguthaben 34.287,5 34.459,1 -171,6

Davon:

der mit Ablauf des Geschäftsjahres

ausgeschiedenen Mitglieder 1.781,5 1.405,1 376,4

der verbleibenden Mitglieder 32.430,6 32.870,8 -440,2

aus gekündigten Geschäftsanteilen 75,4 183,2 -107,8

Ergebnisrücklagen 43.787,6 42.177,8 1.609,8

Davon:

Gesetzliche Rücklage 8.038,3 7.796,1 242,2

Andere Ergebnisrücklagen 35.749,3 34.381,7 1.367,6

Bilanzgewinn 811,6 822,4 -10,8

Eigenkapital 78.886,7 77.459,3 1.427,4

(Abb. 8)
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3.3  Finanzlage

Die in Abbildung 9 dargestellte Kapitalflussrechnung zeigt u. a. die Entwicklung des Finanzmittel-

fonds auf. Die vhw konnte hiernach ihre finanziellen Verpflichtungen im abgelaufenen Geschäfts-

jahr jederzeit fristgerecht erfüllen.

 

Die Kapitalflussrechnung für das Geschäftsjahr 2022 ist wie in den Vorjahren maßgeblich durch 

die Investitionen in den Wohnungsbestand und die damit verbundene Neuaufnahme von Krediten 

bei gleichzeitiger Fortführung der Entschuldungspolitik geprägt.

2022 2021

T€ T€

I. Laufende Geschäftstätigkeit   

Jahresüberschuss 2.421,4 1.675,5

+ Buchverluste aus dem Verkauf von Anlagevermögen

und Sonstiges 2,9 0,0

+ Abschreibungen auf Sachanlagen 13.495,3 12.370,7

+ Veränderung langfristiger Rückstellungen -361,6 -41,3

- Veränderung der unfertigen Leistungen und andere Vorräte -1.544,7 -560,3

-/+ Veränderung der Forderungen aus Lieferungen und Leistungen

sowie anderer Aktiva -5.137,4 354,7

+ Veränderung der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen

sowie anderer Passiva 6.373,6 3.949,9

= Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit 15.249,5 17.749,2

II. Investitionstätigkeit

- Auszahlungen für Investitionen in das Anlagevermögen -17.782,5 -10.904,7

= Cashflow aus Investitionstätigkeit -17.782,5 -10.904,7

III. Finanzierungstätigkeit

+ Einzahlungen aus der Neuaufnahme von Krediten 14.920,0 18.638,8

- Veränderung Geschäftsguthaben -171,6 -791,9

+/- Zu-/Abnahmen von langfristigen Forderungen u. a. 525,0 -870,1

- Rückzahlung von Darlehen und Sonstiges 0,0 -5.894,5

- Rückzahlung langfristiger Verbindlichkeiten -8.154,9 -6.672,0

- Regeltilgung von Krediten -9.966,2 -9.855,4

- Dividendenausschüttung für das Vorjahr -822,4 -853,2

= Cashflow aus Finanzierungstätigkeit -3.670,1 -6.298,3

Summe zahlungswirksame Veränderung des Finanzmittelbestands -6.203,1 546,2

  

IV. Finanzmittelfonds

Zahlungswirksame Veränderung des Finanzmittelbestands -6.203,1 546,2

+ Finanzmittelbestand am 31.12.2021/2020 3.057,0 2.510,8

= Finanzmittelbestand am 31.12.2022/2021 -3.146,1 3.057,0

(Abb. 9)
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Der negative Finanzmittelbestand zum 31. Dezember 2022 setzt sich aus Kassenbestand, Gut-

haben bei Kreditinstituten in Höhe von 2.050,1 T€, sowie der geplanten, temporären Inanspruch-

nahme von Kontokorrentlinien in Höhe von 5.196,2 T€ zusammen. Der negative Saldo des Finanz- 

mittelbestands beruht auf den hohen Investitionen in den Wohnungsbestand, denen nicht im 

selben Umfang Valutierungen von Krediten im Geschäftsjahr 2022 gegenüberstehen. Für die 

laufenden und weiter geplanten Investitionen werden im Geschäftsjahr 2023 Neuaufnahmen von 

Krediten erfolgen. Darüber hinaus erhält die Genossenschaft für bereits abgeschlossene Moder-

nisierungsmaßnahmen öffentliche Zuschüsse, sodass zum Ende des Geschäftsjahres 2023 von 

einem positiven Finanzmittelbestand ausgegangen wird.

4  Personalwesen

4.1  Die Zahl der durchschnittlich beschäftigten Arbeitnehmer der Genossenschaft hat sich, 

bezogen auf die Geschäftsbereiche im Vergleich zum Vorjahr, wie in Abbildung 10 dargestellt ent-

wickelt:

4.2  Im Geschäftsjahr 2022 hat sich die Anzahl der Mitarbeiter gegenüber dem Vorjahr 

insbesondere deswegen verringert, weil im Geschäftsbereich vhw Wohnen im Alter eine hohe 

Anzahl an Auszubildenden ihre Ausbildung abgeschlossen hat und die Ausbildung in diesem Be-

reich seit dem Jahr 2019 in der vhw care GmbH durchgeführt wird. Die Auszubildenden werden 

entsprechend seitdem in dieser Gesellschaft eingestellt und beschäftigt. 

4.3  Unser gut ausgebildetes Personal ist ein wesentlicher Erfolgsfaktor für die vhw. So 

werden unsere Mitarbeiter durch gezielte Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen in ihrer Qualifika-

tion mit dem Ziel gefördert, um für unsere Mitglieder jederzeit eine hohe Dienstleistungsqualität 

erbringen zu können.

2022 2021

 Mitarbeiter Mitarbeiter

I. Vorstandsbereich und Stabsstellen 13 (3) 10 (3)

II. Serviceleistungen und Finanzen 34 (10) 33 (9)

III. vhw Wohnen 21 (2) 22 (1)

 davon kaufmännische und technische Mitarbeiter 16 (2) 17 (1)

 davon Auszubildende 5 5

IV. vhw Wohnen im Alter 13 (3) 29 (4)

 davon kaufmännische Mitarbeiter 8 (3) 10 (4)

 davon Auszubildende 5 19

V. Betriebsrat 4 (1) 4 (0)

Mitarbeiter gesamt 85 (19) 98 (17)

(in Klammern: davon Teilzeitbeschäftigte) (Abb. 10)
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5  Chancen- und Risikobericht

5.1  Risikomanagement

5.1.1  Unser Risikomanagement ist darauf ausgerichtet, durch gezielte Abwägung von Risi-

ken und Chancen zur Wertschöpfung der Genossenschaft beizutragen. Das Risikomanagement ist 

ein wesentlicher Bestandteil unserer unternehmerischen Tätigkeit und dient neben der Identifika-

tion und Steuerung von Risiken der Sicherung der Vermögenswerte.

5.1.2  Das Risikomanagementsystem der vhw ist ein nachvollziehbares, alle Unternehmens-

aktivitäten umfassendes System, das auf Basis einer definierten Risikostrategie ein systematisches 

und permanentes Vorgehen mit folgenden Elementen umfasst: Identifikation, Analyse, Bewertung, 

Steuerung, Dokumentation und Kommunikation von Risiken sowie die Überwachung dieser 

Aktivitäten.

5.1.3  Im Rahmen unserer Risikoorganisation haben wir eine Managementrichtlinie im Ein- 

satz, die das Risikomanagementsystem transparent beschreibt, einen geregelten Ablauf der Risiko- 

und Chancenbewertung gewährleistet sowie Verantwortlichkeiten für risikobezogene Entschei-

dungen entsprechend der Aufbauorganisation der vhw festlegt.

5.1.4  Danach gestaltet der Vorstand den Umfang und die Ausrichtung der eingerichteten 

Systeme gesamtverantwortlich anhand der unternehmensspezifischen Anforderungen. Die ge-

schäftspolitischen Ziele wurden mit der Maßgabe festgelegt, ein angemessenes Verhältnis von 

Rendite und Risiko zu erreichen.

5.1.5  Der Aufsichtsrat tritt zweimal jährlich zusammen, um die Risikoberichterstattung auf 

Transparenz und Angemessenheit zu überwachen.

5.1.6  Die Geschäftsbereiche sind für ihr operatives Risikomanagement zunächst selbst ver-

antwortlich. Sie müssen ihre Risiken identifizieren, bewerten, überwachen und darüber Bericht er-

statten. Der Betrachtungszeitraum umfasst dabei das aktuelle und die folgenden vier Geschäfts-

jahre. Darüber hinaus sind sie verpflichtet, für identifizierte Risiken Alternativen zu analysieren 

und Empfehlungen abzugeben.

5.1.7  Für die Koordination der Risikomanagement-Tätigkeiten der verschiedenen Unter-

nehmensbereiche ist ein unabhängiger Risikomanagement-Koordinator verantwortlich. Neben 

der Koordination, der Verwaltung und Weiterentwicklung des Risikomanagements obliegen dem 

Koordinator die Analyse und Auswertung der halbjährlichen Risikoberichte der Bereiche sowie 

die Aufarbeitung der Ergebnisse hinsichtlich der Vorbereitung von Entscheidungsgrundlagen für  
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den Vorstand. Darüber hinaus ist der Risikomanagement-Koordinator für die Bearbeitung der aus  

den Geschäftsbereichen gemeldeten Ad-hoc-Risiken zuständig und führt diese einem geregelten 

Entscheidungsprozess zu.

5.1.8  Zum Risikomanagement gehört zudem ein alle Bereiche der Genossenschaft umfas-

sendes Berichtswesen. Dabei werden durch das Controlling sämtliche entscheidungsrelevanten 

Kennzahlen und Indikatoren sowie Budgets regelmäßig beobachtet, handlungsorientierte Soll-

Ist-Vergleiche erstellt und diese in die operativen Geschäftsbereiche eingesteuert.

5.1.9  Ein weiterer integraler Bestandteil des Risikomanagements ist das interne Kontroll-

system (IKS). Zielsetzung des IKS ist es, die Einhaltung rechtlicher Vorschriften und der Geschäfts- 

politik des Vorstands sowie die Ordnungsmäßigkeit und Verlässlichkeit der Rechnungslegung zu 

gewährleisten, den Wirkungsgrad der betrieblichen Prozesse zu sichern und zu erhöhen sowie 

das Vermögen der Genossenschaft zu schützen.

5.1.10  Das IKS der vhw ist nach dem COSO-Modell ausgerichtet, das aus folgenden Kompo-

nenten besteht:

 - Kontrollumfeld (Grundeinstellungen, Problembewusstsein etc.) 

 - Risikobeurteilungen (Erkennung und Analyse von Unternehmensrisiken) 

 - Kontrollaktivitäten (Grundsätze, Verfahren und Maßnahmen) 

 - Information u. Kommunikation (Richtlinien, Handbücher, Berichte, Rechnungslegung) 

 - Überwachung (Beurteilung der Wirksamkeit des IKS)

5.1.11  Wesentliche Bestandteile unseres IKS sind u. a. ein geeigneter Organisationsrahmen 

und sachgerechte Prozessabläufe, die in Handbüchern, Dienstanweisungen und Ablaufbeschrei-

bungen festgehalten sind und deren Einhaltung verfolgt wird. In den Prozessen kommen u. a. das 

Prinzip der Funktionstrennung und ein Vier-Augen-Prinzip auf jeder Ebene zur Anwendung. Zu-

dem werden strenge und sachgerechte Zugriffsrechte im EDV-System geregelt.

5.1.12  Ergänzt wird unser IKS durch ein Revisionshandbuch, das die Revisionstätigkeit 

inhaltlich beschreibt und in einen sachgerechten und geregelten Ablauf überführt.

5.1.13  Das Risikomanagementsystem und das IKS sind keine statischen Systeme, sondern 

werden fortlaufend an geänderte Anforderungen und Rahmenbedingungen angepasst. Zur Iden-

tifizierung dieser Änderungsnotwendigkeiten ist die laufende Überwachung der gesamten Sys-

teme auf Wirksamkeit notwendig. Dazu werden sowohl interne Beurteilungen und Anregungen 

gefördert und berücksichtigt als auch Prüfungen durch externe Berater zur Wirksamkeit ganzer 

Systeme oder einzelner Bereiche durchgeführt. Die Wirksamkeit und Angemessenheit unseres 
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Risikomanagementsystems wurde im Jahr 2015 durch ein externes Beratungsunternehmen 

geprüft und bestätigt, sodass wir hinreichend sicher sind, evtl. auftretende Fehlentwicklungen 

frühzeitig zu erkennen, um geeignete Gegenmaßnahmen ergreifen zu können.

5.1.14  Grundsätzlich ist aber anzumerken, dass auch angemessen und funktionsfähig einge-

richtete Systeme keine absolute Sicherheit zur Identifikation und Steuerung der Risiken gewäh-

ren können. 

5.2  Chancen und Risiken

Risiken, die den Bestand der Genossenschaft gefährden oder wesentlichen Einfluss auf die Ver-

mögens-, Finanz- und Ertragslage haben könnten, sind derzeit nicht erkennbar.

Die wesentlichen Chancen und Risiken, die erhebliche Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- 

und Ertragslage haben können, werden anhand der folgenden Risikofelder klassifiziert:

5.2.1  Markt

Der Geschäftsbereich vhw Wohnen profitiert von dem derzeitigen Wohnungsmarkt in Hamburg. 

In den nächsten fünf Jahren ist von niedrigen Leerstands- und Fluktuationsquoten auszugehen.

5.2.2  Angebote

Die vhw hat mit ihrem umfassenden Angebot für Senioren ein Alleinstellungsmerkmal unter 

den Hamburger Wohnungsbaugenossenschaften. Dabei wird insbesondere das kombinierte An-

gebot aus Servicewohnen und Pflege in den Seniorenwohnanlagen und -residenzen nachgefragt. 

Im Segment Servicewohnen aktiv ist der Andrang so groß, dass mit jahrelangen Wartezeiten 

zu rechnen ist. Ergänzt wird das Angebot um verschiedene Betreuungsleistungen sowie einen 

ambulanten Pflegedienst.

5.2.3  Prozesse

Hinsichtlich der Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zum Schutz natürlicher 

Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Auf-

hebung der Richtlinie 95/46/EG (kurz: DSGVO), die ab dem 25. Mai 2018 anzuwenden ist, hat die 

vhw entsprechende Maßnahmen im Rahmen der Empfehlungen des Verbands norddeutscher 

Wohnungsunternehmen e.V. umgesetzt.
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5.2.4  Mitarbeiter

Im Geschäftsbereich vhw Wohnen im Alter besteht das Risiko, dass sich der anhaltende Pflege- 

fachkräftemangel verstärkt. Diese Entwicklung könnte dazu führen, dass die Belegung der 

Pflegeplätze dauerhaft gesenkt werden müsste, da die gesetzlich vorgeschriebene Pflegefach-

kraftquote nicht unterschritten werden darf. Dies hätte negative Folgen für die Ertragskraft der 

Genossenschaft und könnte langfristig zu einer notwendigen Anpassung des Angebots führen.

An dieser Stelle muss noch einmal erwähnt werden, dass sich von besonderer Tragweite beim 

Pflegepersonal die staatlich verordnete einrichtungsbezogene Impfpflicht erwiesen hat. Die an-

gespannte Personalsituation hat sich dadurch noch einmal verschärft, da sich einige Pflegekräfte 

gegen eine Impfung entschieden hatten und durch die Behörden teilweise Beschäftigungs- oder 

Zutrittsverbote ausgesprochen wurden, wodurch dieses Personal nicht weiter eingesetzt werden 

konnte. Darüber hinaus haben auch Pflegekräfte, die ohnehin unter sehr schwierigen Arbeitsbe-

dingungen ihrer Tätigkeit nachgehen, als Reaktion auf diese Verordnung ihren Beruf aufgegeben 

und sind in andere Bereiche gewechselt. Im Zusammenhang mit der mehr als angespannten Per-

sonalsituation in der Pflege hat der Staat mit der einrichtungsbezogenen Impfpflicht der Branche  

einen Bärendienst erwiesen, und das zu einem Zeitpunkt, in dem wissenschaftlich erwiesen war, 

dass die Impfung eine Übertragung des Virus nicht verhindert und damit keine zusätzliche Ge-

fahr für die Pflegebedürftigen durch nicht geimpfte Pflegekräfte ausging.

5.2.5 Finanzen

Ein wirtschaftliches und finanzielles Risiko besteht für die Genossenschaft aus einer laufenden 

steuerlichen Betriebsprüfung für die Jahre 2016 bis 2020. Die vhw ist als Vermietungsgenos-

senschaft seit dem Wegfall der Wohnungsgemeinnützigkeit im Jahr 1990 grundsätzlich von der 

Körperschaft- und Gewerbesteuer befreit. Voraussetzung hierfür ist, dass sie nicht mehr als  

10 Prozent ihrer Gesamterlöse im partiell steuerpflichtigen Bereich erwirtschaftet. Der Betriebs-

prüfer bewertet nach mehr als 30 Jahren einen Sachverhalt steuerlich anders als die vorherigen 

Betriebsprüfer. Diese Bewertung würde zu einer vollständigen Steuerpflicht der gesamten 

Genossenschaft führen. Der Vorstand sieht jedoch hinreichende Gründe dafür, dass es bei der 

grundsätzlichen Steuerbefreiung bleibt.

Die bisherige Bewertung zu den Pensionsverpflichtungen fällt nach der durch die EZB eingelei- 

teten Zinswende anders als in den Vorjahren aus. Sollte sich die eingeleitete Entwicklung mit ten- 

denziell steigenden oder auf einem höheren Niveau verbleibenden Zinsen fortsetzen, ist in den 

künftigen Jahren nicht weiter mit steigenden Aufwendungen in diesem Bereich zu rechnen. Gleich-
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wohl muss jedoch künftig dafür von höheren Finanzierungskosten und größeren wirtschaftlichen 

und finanziellen Belastungen bei der Prolongation von Darlehen sowie der Finanzierung von 

Baumaßnahmen ausgegangen werden.

5.2.6  Preise für Bauleistungen und Baumaterial

Die Baubranche und die Grundstücks- und Wohnungswirtschaft sehen sich weiter mit steigen-

den Baukosten konfrontiert. Die auf der Investitionsseite hohen und sehr deutlich gestiegenen 

Wohnungsbaukosten sind vor allem ordnungsrechtlichen Vorgaben und weiteren Auflagen, der 

dadurch zunehmenden Komplexität im Wohnungsbau, Lieferkettenproblemen als Nachwirkung 

der Corona-Pandemie und infolge des Krieges in der Ukraine sowie weiterhin knappen Kapazi-

täten auf der Planungs- und Ausführungsseite geschuldet.

Die Preise für Bauleistungen, Baumaterial und Energie sind auch im Jahr 2022 im zweistelligen 

Prozentbereich gestiegen.

Diese Entwicklung hat sich auch auf die laufenden Bauvorhaben der vhw ausgewirkt und zu einer 

Erhöhung der Herstellungskosten geführt, insbesondere bei der derzeitigen Modernisierung und 

Erweiterung der Seniorenwohnanlage in Langenhorn. Künftige Bauvorhaben werden ebenfalls 

von den Preissteigerungen betroffen sein. Auch die laufende Instandhaltung war von dieser Kos- 

tenentwicklung betroffen.

Es muss damit gerechnet werden, dass diese Preisentwicklungen andauern und auch in den 

Folgejahren zu höheren Ausgaben bei der Genossenschaft führen und die Ergebnisse belasten 

werden.

5.2.7  Corona-Pandemie

5.2.7.1  Seit Anfang 2020 hatte sich das Corona-Virus weltweit ausgebreitet und zu einer Pan- 

demie mit schwerwiegenden Beeinträchtigungen des gesellschaftlichen Lebens und der Wirtschaft 

geführt. Auch in Deutschland hat die Pandemie zu wesentlichen Einschnitten sowohl im sozialen 

als auch im Wirtschaftsleben geführt und eine deutliche Eintrübung der gesamtwirtschaftlichen 

Lage bewirkt. Obwohl die Pandemie inzwischen für beendet erklärt wurde, sind deren Auswirkun-

gen noch deutlich spürbar.

5.2.7.2  Die Genossenschaft war und ist gleichermaßen von den Auswirkungen der Pandemie 

in einem erheblichen Umfang betroffen.
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5.2.7.3  Bereits im März 2020 wurde eine Corona-Taskforce, bestehend aus Vorstand, Be-

reichsleitungen, Betriebsrat sowie Mitarbeitern aus den jeweiligen Fachbereichen, ins Leben 

gerufen, die auf Grundlage der bundes- und landesweiten Verordnungen und Empfehlungen des 

Robert-Koch-Instituts ein einheitliches Corona-Schutzkonzept für die gesamte Unternehmens-

gruppe der vhw mit ihren operativen Geschäftsbereichen vhw Wohnen und vhw Wohnen im 

Alter erarbeitet und sich in der Folge regelmäßig ausgetauscht hat sowie die aktuellen Entwick-

lungen verfolgt und bewertet sowie in unternehmenseigene Maßnahmen bis heute überleitet.

Zudem wurden die Schutzmaßnahmen im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung in enger Zu-

sammenarbeit mit unseren externen Fachkräften für Arbeitsmedizin und Arbeitssicherheit be- 

wertet und abgestimmt.

5.2.7.4  Im Ergebnis gingen und gehen die umfangreichen Schutzmaßnahmen für die Mit-

arbeiter und Bewohner der Senioreneinrichtungen teilweise über die Empfehlungen der Bundes-

regierung und der Freien und Hansestadt Hamburg sowie des Robert-Koch-Instituts hinaus.

5.2.7.5  Es wurden übergreifende Pandemiepläne und auf die jeweiligen Geschäftsbereiche 

abgestimmte Pandemiepläne sowie spezielle Pandemiepläne für die Senioreneinrichtungen 

erstellt, die je nach Lage, orientiert an den geltenden Vorschriften und unter Berücksichtigung 

neuer Verordnungen fortlaufend aktualisiert werden. 

5.2.7.6  Über das unternehmenseigene Intranet wurde ein digitales Corona-Informations-

center eingerichtet, welches regelmäßig mit den aktuellen Informationen gepflegt wird und den 

Mitarbeitern aufzeigt, wie mit Verdachtsfällen oder bestätigten Infektionsfällen umzugehen ist. 

Der Prozess ist standardisiert und weitestgehend automatisiert, womit ein schneller interner 

Informationsfluss und eine sachgerechte sowie hinreichende Dokumentation gewährleistet sind.

5.2.7.7  Ein Hauptaugenmerk wurde bei allen Maßnahmen auf den Betrieb der Seniorenein-

richtungen gelegt, da für die vulnerablen Bewohner und die Mitarbeiter eine besondere gesund-

heitliche Gefährdungslage besteht, die weitreichende soziale und wirtschaftliche Auswirkungen 

zur Folge haben könnte. 

Durch die differenzierten Schutzmaßnahmen konnten bisher aufgetretene Infektionsgeschehen 

in einzelnen Senioreneinrichtungen schnell unter Kontrolle gebracht und eingedämmt werden.

5.2.7.8  Die Genossenschaft war und ist aufgrund der gesetzlichen Auflagen und eingeleite-

ten Maßnahmen von erheblichen wirtschaftlichen Belastungen betroffen. Diese sind einerseits 

durch organisatorische Maßnahmen entstanden, um den Geschäftsbetrieb an die neuen Bedin- 



38

Lagebericht   //  Chancen- und Ris ikobericht   ///  Ausbl ick

gungen anzupassen, und andererseits insbesondere durch Personal- und Sachmittel-Mehrauf-

wendungen in den Seniorenpflegeeinrichtungen. Diese Mehraufwendungen wurden gegenüber 

dem Pflegeschutzschirm geltend gemacht, der jedoch Ende Juni 2022 ausgelaufen ist. Die be-

antragten und ausgezahlten Erstattungen für die Personal-Mehraufwendungen stehen bis Ende 

2023 bzw. 2024 unter dem Vorbehalt der Nachprüfung und werden deshalb auch im Jahresab-

schluss 2022 unter Risikogesichtspunkten vorsichtig bewertet.

5.2.7.9  Wirtschaftliche Risiken liegen weiterhin in möglichen zeitlichen Verzögerungen bei 

der Durchführung von Instandhaltungs-, Modernisierungs- und Neubaumaßnahmen, die mit 

einer Verzögerung bei geplanten Einnahmen verbunden wären. Auf mögliche Baukostensteige-

rungen wurde bereits unter Ziffer 5.2.6 eingegangen.

Darüber hinaus muss weiter als Folgewirkung der Pandemie mit Einnahmeausfällen, insbeson-

dere im Geschäftsbereich vhw Wohnen im Alter, gerechnet werden, da im Zuge der Schutzmaß-

nahmen nicht alle freien Pflegeplätze in den Einrichtungen belegt werden konnten und die ein-

geleitete Wiederbelegung von der ausreichenden Rekrutierung von Pflegepersonal abhängig ist.

5.2.7.10  Ein weiteres Risiko besteht weiterhin aufgrund möglicher Infektionsgeschehen, ins-

besondere in den Seniorenpflegeeinrichtungen. Trotz weiterhin bestehender Schutzmaßnahmen 

kann nicht mit vollständiger Sicherheit ausgeschlossen werden, dass es in der Zukunft zu neuen 

Infektionen kommt und Bewohner und Mitarbeiter zu Schaden kommen.

6  Ausblick

6.1  Der Krieg in der Ukraine, die schwache Entwicklung der Weltwirtschaft, anhaltend 

hohe Energiepreise und eine hohe Inflation belasten die deutsche Konjunktur derzeit negativ. 

Nichtsdestotrotz könnte es im Jahr 2023 einen leichten wirtschaftlichen Aufschwung geben. Viele 

Wirtschaftsinstitute sind von ihren düsteren Prognosen aus dem Herbst 2022 mit einer länger 

anhaltenden Rezession inzwischen abgerückt.

6.2  Auch die Bundesregierung hat ihre Konjunkturprognose für dieses Jahr angehoben 

und rechnet mit einem geringen Wirtschaftswachstum. Erwartet wird, dass das Bruttoinlandspro-

dukt um 0,2 Prozent zulegt, wie aus dem Jahreswirtschaftsbericht hervorgeht.

Allerdings bestehen weiterhin deutliche wirtschaftliche Auswirkungen des Krieges in der Ukraine, 

die sich in drastischen Steigerungen bei den Energie- und Nahrungsmittelpreisen zeigen. Die 
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Bundesregierung rechnet entsprechend auch für 2023 mit deutlich erhöhten, wenn auch im 

Jahresverlauf rückläufigen Inflationsraten. Für den Jahresdurchschnitt 2023 wird ein Anstieg der 

Verbraucherpreise um 6 Prozent gegenüber dem Vorjahr erwartet. Dämpfend auf die Inflations-

rate wirken sich die Strom- und Gaspreisbremsen aus.

6.3  Die Deutsche Bundesbank rechnet damit, dass trotz der Eingriffe des Staates die real 

verfügbaren Einkommen und der Konsum der privaten Haushalte bis Mitte 2023 sinken werden. 

Die hohen Energiepreise belasten zudem die Produktion, besonders in der energieintensiven 

Industrie. Diese lassen die Exporte zurückgehen. Zudem schwächelt die Auslandsnachfrage. Die 

hohe Unsicherheit und die gestiegenen Finanzierungskosten dämpfen neben den Lieferengpäs-

sen und hohen Materialpreisen die Investitionen der Unternehmen und im Wohnungsbau.

Ab der zweiten Jahreshälfte rechnet allerdings auch die deutsche Bundesbank mit einer Er-

holung der deutschen Wirtschaft. Als Gründe werden eine anziehende Auslandsnachfrage sowie 

eine abnehmende Unsicherheit bei sinkendem Preisdruck bei den Energierohstoffen und nach-

lassender Inflation genannt.

6.4  Seit dem Beginn der Finanzmarktkrise im Jahr 2009 hatten die Zentralbanken die 

Lage an den internationalen Finanz- und Kapitalmärkten durch expansive geldpolitische Maß-

nahmen stabilisiert. Im Jahr 2022 wurde diese Politik aufgrund der stark gestiegenen Inflation 

beendet. Der Ankauf von Vermögenswerten wurde deutlich heruntergefahren, und es wurden 

erstmals wieder die Leitzinsen erhöht. In der Folge kam es zu deutlichen Zinssprüngen an den 

Kapitalmärkten. Ziel der Zentralbanken ist es, die weltweit hohe Inflation in den Griff zu bekom-

men, ohne die wirtschaftliche Erholung zu gefährden. In den kommenden Monaten wird sich 

zeigen, ob der Interessenkonflikt zwischen der Stützung und Stabilisierung der europäischen 

Staatshaushalte, einer weiteren Erholung der Konjunktur und dem Erreichen verträglicher In- 

flationsraten für Privathaushalte und Wirtschaft gelöst werden kann.

6.5  Die Inflation hat im vergangenen Jahr deutlich an Dynamik gewonnen, sich im Jahr 

2022 unvermindert fortgesetzt und lag im Durchschnitt bei 7,9 Prozent. Zu diesem Preisschub tru-

gen insbesondere die gestiegenen Energiepreise, u. a. für Öl und Gas, bei. Die Annahme, dass es 

sich hierbei um einen temporären Effekt handelt, hat sich zwischenzeitlich nicht bestätigt, statt-

dessen haben sich die Energiekosten infolge des Krieges in der Ukraine deutlich weiter erhöht. 

Auch für das Jahr 2023 ist mit hohen Inflationsraten zu rechnen, da die mit den Lieferengpässen 

einhergehenden Kostensteigerungen und die steigenden Energie- und Rohstoffpreise noch eine 

Weile preistreibend wirken werden. Erst für das Jahr 2024 wird mit einer Beruhigung gerechnet. 

Die aktuellen Preissteigerungen belasten die deutsche Wirtschaft und die privaten Haushalte 

gleichermaßen erheblich und könnten die konjunkturelle Erholung nachhaltig dämpfen.
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6.6  Auch die weitere Entwicklung an den Finanzmärkten und die langfristige Zinsent-

wicklung im Zusammenhang mit den sich aufgrund der Corona-Krise nochmals verschärfenden 

hohen Staatsverschuldungen und den makroökonomischen Schwierigkeiten in einigen euro- 

päischen Nachbarländern, insbesondere nach der Anpassung der Geldpolitik der EZB, müssen 

abgewartet werden. Die Auswirkungen der Staatsschuldenkrise im europäischen Währungsge-

biet könnten sich nun noch einmal verschärfen und eine große Herausforderung für das Wachs-

tum und die Stabilität der europäischen und globalen Wirtschaft bedeuten. Die Veränderung  

der Geldpolitik hat zu einer deutlichen Erhöhung der Zinsen am Kapitalmarkt geführt, die für  

die Finanzierung der Staaten, aber auch der Unternehmen erhebliche Auswirkungen haben 

werden.

6.7  Trotz der Anpassung der Geldpolitik der EZB und dadurch ausgelöster steigender 

Zinsen gehen wir davon aus, dass das Kreditgeschäft der Genossenschaft sich nicht nachteilig 

entwickeln wird und die Zahlungsfähigkeit jederzeit gesichert bleibt sowie sämtliche Anschluss- 

finanzierungen und Neuvalutierungen im Zusammenhang mit Modernisierungsmaßnahmen 

und Neubauprojekten ohne Probleme durchgeführt werden können. Insbesondere aufgrund  

des positiven und stabilen Verlaufs der Geschäftstätigkeit in den vergangenen Jahren sowie der 

vertrauensvollen und auf Transparenz ausgelegten Geschäftsbeziehungen zu unseren Banken-

partnern sehen wir die Genossenschaft in diesem Bereich in einer guten Ausgangslage. Gleich-

wohl müssen wir die veränderte Geldpolitik der EZB und die damit einhergehende Verteuerung 

von Finanzierungskonditionen im Auge behalten.

6.8  Ein weiterer Aspekt für die Finanzierung der Genossenschaft könnte sich künftig aus 

dem sogenannten Green Deal der Europäischen Union (EU) ergeben. Als ein Grundpfeiler gilt 

die Einführung eines EU-weiten einheitlichen Klassifikationssystems zur Festlegung der wirt-

schaftlichen Tätigkeiten, die als nachhaltig eingestuft werden (grüne Taxonomie). Hiermit sollen 

Investitionen in grüne und nachhaltige Projekte gefördert werden. Für die Umweltziele „Klima-

schutz“ und „Anpassung an den Klimawandel“ wurden bereits technische Evaluierungskriterien 

respektive Schwellenwerte im Rahmen eines Rechtsaktes verabschiedet. 

Die Taxonomiekriterien werfen eine Reihe von Fragen auf. Problematisch ist vor allem die An-

forderung, dass ein Neubau nur dann einen wesentlichen Beitrag zur Eindämmung des Klima-

wandels leistet, wenn der Primärenergiebedarf des Gebäudes um mindestens 10 Prozent unter 

dem Schwellenwert des jeweils nationalen Niedrigstenergiegebäudes liegt. Bei einer möglichen 

Verschärfung der nationalen Anforderungen könnte das dazu führen, dass Wohnungsneubau- 

ten nur noch im Passivhausstandard diese Anforderungen erfüllen würden. 
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Noch ist die Anwendung der Taxonomiekriterien bei der Kreditvergabe durch die Banken freiwil-

lig. Die ambitionierten Klimaschutzziele der EU machen aber eine Ausweitung der Regulierung 

wahrscheinlich. Immobilien würden mangels Einhaltung dann verpflichtender Taxonomiekriterien 

nicht mehr oder nur mit verschlechterten Konditionen finanziert werden können. Die Wohnungs-

unternehmen würden hierüber neben den nationalen Klimagesetzen zu umfangreichen Investi-

tionen in ihren Wohnungsbestand gezwungen, um weiterhin günstige Finanzierungskonditionen 

zu erhalten. In der Realität werden aller Voraussicht nach als nachhaltig eingestufte Unternehmen 

jedoch nicht mit Zinsabschlägen belohnt, sondern alle anderen mit Zinsaufschlägen bestraft.

Die Finanzierung der Dekarbonisierungsstrategie zur Erreichung der Klimaziele stellt Wohnungs-

unternehmen vor große Herausforderungen. Aufgrund regulatorischer Vorgaben werden die 

Kreditgeber als Hauptadressaten der EU-Taxonomie künftig zusätzliche Informationen unter 

anderem zum ökologischen Fußabdruck der Wohnungsbestände verlangen. Das Erstellen eines 

Nachhaltigkeitsberichts und die Ermittlung der CO2-Verbräuche wird damit zur Pflicht. Ohne stra-

tegische Einbindung und Etablierung einer Dekarbonisierungsstrategie wird die Finanzierung 

des Wohnungsbestandes schwieriger und teurer werden. Basis der Dekarbonisierungsstrategie 

ist die CO2-Bilanz und die Berechnung der Finanzierungsbedarfe zur Erreichung der Klimaziele. 

Die neue Benchmark, die Banken abfragen werden, ist der durchschnittliche CO2-Verbrauch des 

Wohnungsbestands.

6.9  Die wirtschaftlichen Nachwirkungen der Corona-Pandemie und die Folgen des Krie-

ges in der Ukraine können für die Genossenschaft nicht abschließend vorhergesagt werden und 

sind von verschiedenen Rahmenbedingungen abhängig. 

Die zu Beginn der Corona-Krise und deren weiterem Verlauf bei der Genossenschaft notwen- 

digen organisatorischen und personellen Maßnahmen zur Sicherstellung des Geschäftsbetriebs 

haben zu erheblichen zusätzlichen wirtschaftlichen Belastungen geführt. Inwieweit diese durch 

den Ende Juni 2022 eingestellten Pflegeschutzschirm vollständig abgefedert werden, muss ab- 

gewartet werden, da die zugesagten Erstattungen einer Nachprüfungsfrist bis Ende 2023 bzw. 

2024 unterliegen und erstattete Mehraufwendungen ggf. zurückgezahlt werden müssen.

6.10  Die künftige wirtschaftliche Situation der Genossenschaft und damit auch die Kosten 

für das Wohnen unserer Mitglieder werden insbesondere durch die politischen Rahmenbedin-

gungen und deren Verlässlichkeit beeinflusst und bestimmt. 

Hinsichtlich der künftigen Rahmenbedingungen bereiten uns insbesondere die kostentreibenden 

politischen Entscheidungen für die energetischen Maßnahmen bei Modernisierung und Neubau 

große Sorge.
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Zudem können wir noch nicht abschließend sagen, wie sich die Reform der Grundsteuer ab  

dem Jahr 2025 auf die künftige Belastung der Genossenschaft und der Mieter auswirken wird, 

da Hamburg bis heute keine abschließenden Daten für das geplante Flächen-/Lagemodell vor-

gelegt hat.

Darüber hinaus hat die Bundesregierung zum 1. Januar 2021 eine CO2-Steuer auf fossile Brenn-

stoffe eingeführt. Die CO2-Steuer soll helfen, Treibhausgase zu minimieren und die Klimaziele 

der Bundesregierung zu erreichen. Sie ist auch Teil des Klimaschutzprogramms 2030. Die Steuer 

wird sich jedoch nachhaltig auf die Energiepreise und damit auf die Mietnebenkosten auswirken. 

Erste erhebliche Auswirkungen machen sich bei den Mietern und Bewohnern durch deutlich ge-

stiegene Energiepreise bereits bemerkbar. In jedem Fall führt auch diese Steuer dazu, dass das 

Wohnen in Deutschland zunehmend teurer und immer mehr zu einer sozialen Frage wird. Am 

Ende scheint der Staat die Privathaushalte über eine Preisregulierung in ihrem Wärmeverbrauch 

steuern zu wollen.

Die Freie und Hansestadt Hamburg hat im Februar 2020 einen Klimaplan mit einem eigenen 

Klimaschutzgesetz auf den Weg gebracht. Der Hamburger Klimaplan legt die Klimaziele für die 

Jahre 2030 und 2050 fest und beschreibt eine Strategie, die Hamburg bis zum Jahr 2030 zu einer 

Verringerung der CO2-Emissionen um 55 Prozent und zur Klimaneutralität bis zum Jahr 2045 

führen soll. Das Hamburger Klimaschutzgesetz schafft für die Umsetzung den verbindlichen 

Rahmen und verankert die Ziele des Klimaplans im Gesetz. Diese reichen von Anforderungen an 

öffentliche Gebäude über Wärmeplanung bis hin zu Pflichten in Bezug auf erneuerbare Energien 

beim Bauen. Bereits ab dem Jahr 2023 dürfen in Hamburg keine Neubauten ohne die Strom- 

und Wärmegewinnung unterstützende Photovoltaikanlagen gebaut werden. Ab 2025 gilt diese 

Regelung auch für die Modernisierung von Bestandsimmobilien.

Diese Gesetze und Verordnungen dürften das Bauen in der Hansestadt noch einmal deutlich 

komplexer und teurer werden lassen, was sich letztendlich auch in den Mieten bemerkbar ma-

chen wird, wenn keine hinreichenden Fördermöglichkeiten zur Verfügung gestellt werden.

Die Klimaschutzgesetzgebung und die damit einhergehenden Anforderungen und Verpflichtun- 

gen für den Gebäudesektor bzw. die Wohnungswirtschaft stellen ganz erhebliche Herausforde-

rungen auch für unsere Genossenschaft dar. Derzeit wird eine unternehmensinterne Klima-

schutzstrategie, ausgerichtet an den technischwirtschaftlichen und finanziellen Gegebenheiten 

sowie den gesetzlichen und baurechtlichen Vorgaben, aufgestellt. Etwaigen Kosten- und Ver- 

mietungsrisiken gilt es dabei zu begegnen.
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6.11  Weiterhin beobachten wir kritisch die Einnahmeseite der Genossenschaft. Während 

der Geschäftsbereich vhw Wohnen auch im Jahr 2022 von wesentlichen Ausfällen, etwa aufgrund 

von staatlichen Unterstützungsmaßnahmen wie Kurzarbeitergeld und Wohngeld, verschont 

geblieben ist, sind im Bereich vhw Wohnen im Alter neben den Personal- und Sachmittel-Mehr-

aufwendungen weiterhin Einnahmeausfälle zu verzeichnen, da vor dem Hintergrund des Infek-

tionsschutzes für die Senioreneinrichtungen teilweise keine Belegung von freien Pflegeplätzen 

vorgenommen werden konnte. Die Wiederbelegung der Pflegeplätze stellt sich zudem aufgrund 

des beschriebenen Fachkräftemangels teilweise als schwierig dar.

6.12  Trotz dieser angespannten Situation wird die Genossenschaft ihre nachhaltige 

Bestandspflegepolitik, ergänzt um gezielte Neubaumaßnahmen im Bereich vhw Wohnen, in 

dem Umfang der Vorjahre fortführen. Im Jahr 2021 haben wir eine umfassende energetische 

Sanierung von 108 Wohneinheiten in Hummelsbüttel begonnen, die im Jahr 2023 abgeschlossen 

sein wird. Darüber hinaus wurden im Jahr 2022 eine umfassende energetische Modernisierung 

und weitreichende wohnwertverbessernde Maßnahmen bei den 62 Wohneinheiten im Erlerring 

in Kirchdorf-Süd vorgenommen, die im laufenden Geschäftsjahr fertiggestellt werden sollen. Im 

Jahr 2023 sind zwei energetische Modernisierungsmaßnahmen geplant. So sollen in Billstedt 

zwei Gebäude im Erhard-Dressel-Bogen mit 47 Wohneinheiten sowie zwei Gebäude in Volksdorf 

im Buchenring mit 29 Wohneinheiten umfassend modernisiert werden.

6.13  Da wir unseren Mietern und Mitgliedern auch in Zukunft ein attraktives Wohnungs-

angebot zu angemessenen Preisen anbieten möchten, werden wir uns weiterhin in den ent-

sprechenden wohnungswirtschaftlichen sowie politischen Gremien mit Nachdruck für sozial und 

wirtschaftlich verantwortbare Rahmenbedingungen einsetzen, insbesondere bezüglich der 

Förderbedingungen für Modernisierungs- und Neubauvorhaben.

6.14  Aufgrund der weiterhin guten Hamburger Vermietungssituation gehen wir trotz der 

sehr schwierigen Rahmenbedingungen davon aus, dass wir auch in den kommenden Jahren 

positive Ergebnisse im Bereich vhw Wohnen erzielen werden.

6.15  Die gesamtwirtschaftlichen Entwicklungen und der Fachkräftemangel machen sich 

auch deutlich in der Pflegebranche bemerkbar. Neben den steigenden Personalkosten aufgrund 

der gesetzlich vorgeschriebenen Tarifbindungen schlagen wirtschaftlich insbesondere die hohen 

Energie- und Lebensmittelpreise zu Buche. Entscheidend wird in dieser Situation für die Be-

treiber und Bewohner von Seniorenpflegeeinrichtungen die Refinanzierung durch die Kosten-

träger sein. Insoweit bleibt abzuwarten, wie sich diese in den nächsten Verhandlungsrunden für 

die Pflegeentgelte verhalten und welche Kosten sie für die Versorgung der pflegebedürftigen 

Menschen für angemessen halten.
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6.16  Im Zusammenhang mit den Schwierigkeiten der Refinanzierung der Kosten stehen 

viele Betreiber von Pflegeeinrichtungen inzwischen vor existenziellen Herausforderungen. Es 

sind erste Insolvenzen in der Pflegebranche zu verzeichnen. Trotzdem sieht sich die vhw auf-

grund der steigenden Anzahl an Pflegebedürftigen in Deutschland mit einer Vielzahl an Betrei-

bern von Senioreneinrichtungen weiterhin einem starken Wettbewerb ausgesetzt. Dies bedeutet, 

dass es nach wie vor bedeutend sein wird, ihre Leistungsfähigkeit am Markt für Seniorenwohnen 

und -pflege herauszustellen und sich über eine hohe Dienstleistungsqualität zu positionieren, 

um nachhaltig positive Ergebnisse erzielen sowie für Pflegekräfte ein attraktiver Arbeitgeber 

sein zu können. 

6.17  Vor diesem Hintergrund muss aufgrund des wachsenden Fachkräftemangels auch zu-

künftig besonderer Wert auf eine ausreichende und gute Ausbildung von Pflegekräften sowie der 

Weiterqualifizierung von unserem Pflegepersonal gelegt werden.

Darüber hinaus werden wir uns weiterhin für die Finanzier- und Bezahlbarkeit einer qualitativ 

hochwertigen Pflege engagieren und gehen dabei von einer starken Unterstützung durch die 

Pflegeverbände aus.

6.18  Für ein attraktives Angebot und um der Entwicklung sowie den künftigen Anforde-

rungen im Seniorenwohnen und Pflegebereich gerecht zu werden, werden wir die bauliche 

Optimierung unserer Senioreneinrichtungen weiter nachhaltig verfolgen. In diesem Jahr soll die 

im Jahr 2021 begonnene umfangreiche Modernisierung und Erweiterung der Seniorenwohn- 

anlage in Langenhorn abgeschlossen werden. Damit stehen unseren Mitgliedern insgesamt  

115 moderne Servicewohnungen sowie 48 Plätze in der Wohneinrichtung gemäß dem HmbWBG 

sowie 25 Tagespflegeplätze zur Verfügung. Diese bilden mit verschiedenen Dienstleistungsange-

boten sowie unserer vhw Ambulanter Dienst GmbH, die die pflegerischen Leistungen anbieten 

wird, für unsere Bewohner ein modernes Seniorenpflegezentrum, das sämtliche Anforderungen 

an einen zeitgemäßen, seniorengerechten Lebensmittelpunkt erfüllt.

In den Folgejahren möchten wir u. a. unsere Seniorenimmobilien in Lokstedt, in Alsterdorf und 

in Neugraben weiterentwickeln. Einerseits verpflichtet uns das HmbWBG, in diesen Einrichtun-

gen bauliche Anpassungen vorzunehmen, andererseits ist es für uns eine Herzensangelegen-

heit, unseren Bewohnern ein modernes, zeitgemäßes und sicheres Zuhause zu bieten. Wir sind 

dabei auf die Unterstützung der Freien und Hansestadt Hamburg angewiesen, da diese bei allen 

Fragen zur Genehmigung und zur Finanzierbarkeit ihren Beitrag leisten muss. So führen wir 

beispielsweise für den Neubau des derzeitigen stationären Pflegebereichs der Seniorenwohnan-

lage in Lokstedt bereits seit dem Jahr 2016 mit verschiedenen Behörden der Stadt umfangreiche 
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Gespräche, um diesen Bereich entsprechend den Anforderungen des HmbWBG baulich neu aus-

richten und damit auch über den 1. Januar 2025 hinaus weiterhin betreiben zu können.

6.19  Darüber hinaus wird der Geschäftsbereich vhw Wohnen im Alter auch im Jahr 2023 

sein umfangreiches Bestandspflegeprogramm der vergangenen Jahre fortsetzen.

6.20  Für das Geschäftsjahr 2023 können wir vor dem Hintergrund der Nachwirkungen der 

Corona-Pandemie sowie aufgrund des Krieges in der Ukraine und seiner weitreichenden Aus-

wirkungen keine abschließenden Aussagen zum Geschäftsverlauf und zum Gesamtergebnis der 

Genossenschaft machen. Wir können derzeit nicht mit Sicherheit sagen, ob die vorgesehenen 

Maßnahmen der Bestandspflege sowie die Modernisierungsmaßnahmen in den vorgesehenen 

Zeiträumen fertiggestellt werden können. Eine anhaltend hohe Inflation sowie die stark gestie-

genen Baukosten sowie Lieferengpässe können sich nachteilig für die Genossenschaft auswir-

ken. Die ohnehin starken Steigerungen bei den Energie- und Rohstoffpreisen könnten im Zuge 

des Krieges in der Ukraine weiter an Dynamik gewinnen. Die im Rahmen der bundesweiten und 

Hamburger Klimapolitik beschlossenen Maßnahmen führen ebenfalls nicht nur zu steigenden 

Energiekosten und verteuern damit das Wohnen, sondern können beispielsweise auch durch die 

CO2-Bepreisung und notwendige energetische Baumaßnahmen die Genossenschaft wirtschaft-

lich belasten. Trotz dieser belastenden und unsicheren Rahmenbedingungen erwarten wir für 

das Jahr 2023 insgesamt einen Jahresüberschuss von rd. 2,0 Mio. €.

Hamburg, 31. März 2023

Vereinigte Hamburger

Wohnungsbaugenossenschaft eG

Der Vorstand

Rainer Quasnitza   Martin Thoß 



46

„Anfangs war hier alles noch kahl und schmucklos. 
Das wollte ich schnell ändern.“

Christel Dorndorf, Mieterin im Beerentaltrift seit 1969

Auch die Nachbarn erfreuen sich am Blick auf die Blütenpracht. Bei gemeinsamen Partys im  

großen Garten entstanden Freundschaften und eine feste Gemeinschaft.

CHRISTEL DORNDORF UND BERND 

RUHKOPF genießen ihr beeindruckendes 

Gartenparadies in vollen Zügen.
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„Wie aus einem Bilderbuch.“

So lässt sich der Garten im Beerentaltrift in Hamburg-Har-

burg wohl am besten beschreiben. Die Natur steht in voller 

Blüte – überall wetteifern die bunten Blütenblätter um die 

Aufmerksamkeit der Betrachter. 

Geschaffen haben dieses Paradies Christel Dorndorf und ihr 

Mann Bernd Ruhkopf. Als Frau Dorndorf 1969 hier einzog, 

gab es nur eine Wiese und einen Platz zum Wäschetrocknen. 

„Alles war anfangs noch kahl und schmucklos. Daran wollte 

ich schnell etwas ändern und pflanzte die ersten Sträucher 

und Blumen.“ Aus einem Hobby wurde später eine Leiden-

schaft: „Mein Mann liebt es zu gärtnern. Er hat mich inspi-

riert und zusammen haben wir uns über Jahrzehnte hinweg 

diese Oase erschaffen.“

„Wir sitzen gern hier draußen,  
genießen die Schönheit der Natur  

und schauen unseren Enkeln  
beim Spielen zu.“

Christel Dorndorf

Diese Leidenschaft teilen auch die Nachbarn der Eheleute, 

die sich ebenfalls an der Blütenpracht vor ihren Terrassen 

und Balkonen erfreuen. Einige der damals eingezogenen 

Mieter wohnen noch heute hier, und es haben sich langjäh-

rige Freundschaften und eine feste Gemeinschaft entwickelt. 

„Auf dem Trockenplatz haben wir früher viele Partys mit 

unseren Nachbarn gefeiert. Die Kinder haben zusammen 

im Planschbecken gespielt und nicht selten ist daraus eine 

Wasserschlacht entstanden. Das hat Spaß gemacht“, er-

innert sich Christel Dorndorf.

Heute ist es zwar etwas ruhiger geworden, aber die starke 

Gemeinschaft untereinander ist geblieben. Das Ehepaar 

trifft sich regelmäßig zum Tennisspielen mit einem befreun-

deten Pärchen aus dem Nebenaufgang und auch mit an- 

deren Nachbarn halten sie öfter einen Schnack oder klönen 

beim gemeinsamen Grillen im Sommer. „Wir sitzen gern 

hier draußen, entspannen und genießen mit einem kühlen 

Getränk die ganze Schönheit der Natur. Damals haben wir 

unseren Kindern beim Spielen zugesehen, jetzt schauen wir 

unseren Enkeln zu.“

Die grüne Oase  
im Beerentaltrift

ÜBER JAHRZEHNTE hat das Ehepaar  

mit sehr viel Leidenschaft aus einer  

Wiese einen Gartentraum erschaffen.
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Bericht des Aufsichtsrats

Die Geschäftsführung des Vorstands wurde im Berichtsjahr 2022 auf der Grundlage des Genos- 

senschaftsgesetzes, der Satzung und der Geschäftsordnung durch den Aufsichtsrat überwacht. 

Einleitend ist festzuhalten, dass die Tätigkeit auch im Geschäftsjahr 2022 noch stark von der Co- 

rona-Pandemie und der daraus folgenden Krise geprägt war. Deshalb mussten auch im 1. Quartal 

2022 die gemeinsamen Sitzungen, Beschlussfassungen sowie die Diskussion und Erörterung als 

Videokonferenzen durchgeführt werden. Ab dem Frühjahr 2022 konnten die Sitzungen wieder 

als Präsenzveranstaltung stattfinden.

Der Aufsichtsrat ist durch den Vorstand über die Lage und Entwicklung der Genossenschaft 

sowie die wesentlichen Geschäftsvorfälle regelmäßig umfassend unterrichtet worden. In vier 

gemeinsamen Sitzungen mit dem Vorstand, in acht weiteren Aufsichtsratssitzungen und in 

Umlaufbeschlüssen wurden wichtige Angelegenheiten der Geschäftsführung erörtert und die 

erforderlichen Beschlüsse gefasst.

2022 wurden in den gemeinsamen Sitzungen von Vorstand und Aufsichtsrat u. a. die Vorberei-

tung der Vertreterversammlung, die Neufassung der Satzung, die Wirtschafts- und Finanzpläne, 

die Quartalsberichte des Vorstands, die Entwicklung des Risikomanagementsystems, Änderungen 

der Betriebsvereinbarungen über Arbeitsvertragsrichtlinien der Tochtergesellschaften, Neubau- 

und Modernisierungsmaßnahmen, Berichterstattung über die Auswirkungen der Corona-Pande-

mie auf die Genossenschaft sowie das interne Revisionssystem behandelt.

Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben sich in diesem Zusammenhang auch intensiv mit den von 

der Verwaltung regelhaft in Auftrag gegebenen internen Revisionen befasst und sich über die 

Ergebnisse anhand der Revisionsberichte informieren lassen.

 

Darüber hinaus überprüfte der Aufsichtsrat durch seine Ausschüsse besondere Teilgebiete der 

Geschäftsführung und stand auch hier dem Vorstand der Genossenschaft beratend zur Seite. So 

hat zum Beispiel der Bauausschuss die Neubau- und Modernisierungsmaßnahmen regelmäßig 

begleitet und sich von deren Durchführung selbst ein Bild gemacht.

 

Der Aufsichtsrat hat sich mit Personal- und Mitgliederangelegenheiten befasst. Dabei bildete die 

in Umsetzung befindliche Neuorganisation des Vorstands und die Suche nach geeigneten Vor-

standsmitgliedern einen Schwerpunkt der Tätigkeit.

 

Anhand der vorliegenden Prüfungsberichte hat der Aufsichtsrat die Jahresabschlüsse der

  ••  vhw Verwaltungs GmbH (Bilanzsumme 2022: 21,52 Mio. €,  

Eigenkapital 2022: 2,4 Mio. €, Jahresfehlbetrag 2022: 0,76 Mio. €),

 ••  vhw Immobilien e.G. & Co. KG (Bilanzsumme 2022: 145,76 Mio. €,  

Eigenkapital 2022: rd. 46,3 Mio. €, Jahresüberschuss 2022: 1,15 Mio. €),

 ••  vhw Beteiligungs GmbH (Bilanzsumme 2022: 12,97 Mio. €,  

Eigenkapital 2022: 45.900 €, Jahresüberschuss 2022: rd. 19.600 €),
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 ••  vhw Ambulanter Dienst GmbH (Bilanzsumme 2022: 1,7 Mio. €,  

Eigenkapital 2022: rd. 1,19 Mio. €, Jahresüberschuss 2022 (nach Verlust- 

übernahme von 0,541 Mio. €): 0 €,

 ••  vhw care GmbH (Bilanzsumme 2022: 1,6 Mio. €, Eigenkapital 2022: 0,646 Mio. €, 

Bilanzverlust 2022: 3,01 Mio. €, Jahresüberschuss 2022: rd. 81.600 €),

 ••  vhw cook GmbH (Bilanzsumme 2022: rd. 1,92 Mio. €,  

Eigenkapital 2022: rd. 0,784 Mio. €, Bilanzverlust 2022: 0,935 Mio. €,  

Jahresüberschuss 2022: 0 € nach Verlustübernahme von rd. 0,51 Mio €.),

 ••  vhw Immobilien – Service GmbH (Bilanzsumme 2022: rd. 0,826 Mio. €,  

Eigenkapital 2022: 0,376 Mio. €, Jahresüberschuss [nach Ergebnisabführung  

von rd. 0,32 Mio. €] 2022: 0 €),

intensiv geprüft und sich im Rahmen der gemeinsamen Sitzungen mit dem Vorstand am 19. April  

2023 von dem die Prüfung leitenden Wirtschaftsprüfer des Prüfungsverbandes VNW die Einzel-

heiten erläutern lassen. Die Jahresabschlussprüfer vom VNW haben für sämtliche Gesellschaften 

den „uneingeschränkten Bestätigungsvermerk“ erteilt und die Ordnungsmäßigkeit der Geschäfts- 

führung festgestellt. Der Aufsichtsrat hatte keine Einwendungen.

 

In der gemeinsamen Sitzung von Vorstand und Aufsichtsrat am 15. Mai 2023 hat der Aufsichtsrat 

aufgrund der ebenfalls durch den VNW erläuterten Prüfungsergebnisse, der von ihm selbst vor-

genommenen Prüfungen und der ihm vom Vorstand gegebenen Erläuterungen die Bilanz zum 

31. Dezember 2022, die Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 1. Januar 2022 bis zum  

31. Dezember 2022, den Anhang zum 31. Dezember 2022 sowie den Lagebericht 2022 der vhw eG  

zur Kenntnis genommen, beraten und auch über den Prüfungsbericht des VNW Beschluss gefasst.

 

Im Geschäftsjahr 2022 hat die vhw eG erfreulicherweise in der auslaufenden Pandemie wieder einen  

Jahresüberschuss erwirtschaftet, und zwar in Höhe von rd. 2,421 Mio. € (Vorjahr rd. 1,67 Mio. €).

 

Vorstand und Aufsichtsrat haben mit Beschluss vom 23.11.2022 entschieden, der ordentlichen  

Vertreterversammlung 2023 vorzuschlagen, eine Dividende von 2,5 % auf die am 01.01.2022 ein- 

gezahlten Geschäftsguthaben für das Jahr 2022 auszuschütten und den Bilanzgewinn von 

811.583,98 € hierfür zu verwenden.

Gerade im Pflegebereich sind durch die Corona-Pandemie deutlich erhöhte Kosten entstanden. 

Durch die seit Beginn der Pandemie äußerst angespannte „Beschaffungslage“ und den deutlich  

erhöhten Bedarf an Schutzmaterialien sind erhebliche Kosten angefallen. Hinzuweisen ist auf 

den Umstand, dass die coronabedingten Mehraufwendungen für Sachmittel und Personal zwar 

bisher vom „Pflegerettungsschirm“ erstattet wurden, jedoch bis Ende 2023 bzw. 2024 eine Nach- 

prüfungsfrist für die eingereichten Mehrkosten besteht und es in diesem Rahmen zu Rückforde-

rungen durch die Pflegekassen kommen kann. Aus diesem Grund und wegen der weiterhin unkla-

ren rechtlichen Regelungen zum Rettungsschirm hat sich der Vorstand entschieden, für beantragte 
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bzw. bereits ausgezahlte Erstattungen Wertberichtigungen vorzunehmen sowie für ausgezahlte 

Erstattungen Rückstellungen zu bilden. Dieser andauernde „Schwebezustand“ und die damit ver-

bundene Rechtsunsicherheit zwingen zu diesem kaufmännisch konservativen Schritt.

Zu den Bereichen:

Das Ergebnis 2022 im Bereich vhw Wohnen beträgt rd. 7,98 Mio. € (Vorjahr rd. 8,53 Mio. €) und 

hat sich gegenüber dem Vorjahr um rd. 0,55 Mio. € verringert. Ursächlich hierfür sind insbeson-

dere gestiegene Abschreibungen auf Gebäude und Maschinen (rd. 1,311 Mio. €) und höhere 

Verwaltungskosten (0,242 Mio. €), denen höhere Sollmieten einschließlich Erlösschmälerungen  

(rd. 0,72 Mio. €) und geringere Kapitalkosten u. Ä. (-0,426 Mio. €) gegenüberstehen. Die gestiege-

nen Abschreibungen auf Gebäude und Maschinen resultieren aus der erstmaligen Anwendung 

des Komponentenansatzes bei der planmäßigen Abschreibung der Wohngebäude. Im Vorjahr war 

das Ergebnis im Bereich der Hausbewirtschaftung durch Erträge aus der Auflösung von Rück-

stellungen für die Instandhaltung von Sielleitungen (0,397 Mio. €) und Erträge aus Zuschüssen 

betreffend Vorjahre u. a. (0,265 Mio. €) positiv beeinflusst.

Die Vermietungssituation kann trotz der damals noch bestehenden Corona-Pandemie als gut 

bezeichnet werden. Allerdings waren Anfang des Jahres 2022 Einbußen aufgrund der pandemie-

bedingten Vorsichtsmaßnahmen hinzunehmen, da sich eine direkte Anschlussvermietung nicht 

realisieren ließ.

Die Geschäftstätigkeit des Bereichs vhw Wohnen im Alter hat sich im Jahr 2022 planmäßig ent- 

wickelt. Das negative Ergebnis hat sich um 1,26 Mio. € auf -2,9 Mio. € (im Vorjahr -4,2 Mio. €) 

verbessert. Hier wirkt sich der Rückgang der Corona-Pandemie im Jahr 2022 positiv auf das Er-

gebnis aus. Die Pflegetage konnten 2022 deutlich erhöht werden, sodass sich die Heimentgelte 

um rd. 2 Mio. € erhöhten. Des Weiteren ergaben sich Erträge aus der Auflösung von Rückstel-

lungen für die Erstattungen von Personal- und Sachaufwendungen im Zusammenhang mit der 

Corona-Pandemie von 1,338 Mio. €. Die Auflösung der Rückstellung betrifft Erstattungen für 

2020 sowie die Sachaufwendungen für 2021, weil eine Rückforderung nicht mehr erwartet wird.

Im Bereich der Aufwendungen erhöhten sich die Aufwendungen für Personalgestellung und 

Essenslieferungen durch Dritte sowie Pacht um 2,338 Mio. €. Ursächlich hierfür waren geänderte 

gesetzliche Rahmenbedingungen für die Vergütung von Pflegekräften durch das Gesetz zur Wei-

terentwicklung der Gesundheitsversorgung (GVWG) sowie die gesetzlich verpflichtete Zahlung 

eines Bonus für Pflegekräfte in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen (laut PfleBoG), die 

höheren Aufwendungen für die Personalgestellung sowie eine Vertragsumstellung zwischen der 

Genossenschaft und der vhw cook GmbH, die zu einer Erhöhung der Aufwendungen für Essens-

lieferungen führte. Der Anstieg der Aufwendungen für Pacht resultiert im Wesentlichen dem zum 

01.01.2022 neu abgeschlossenen Pachtvertrag für die Servicewohnanlage Rehrstieg und einer 

Erhöhung der Pachtzinsen bei den anderen Seniorenwohnanlagen und -residenzen.

Für alle Seniorenwohnanlagen bzw. -residenzen fanden 2022 trotz der Corona-Pandemie wieder 

Qualitätsprüfungen durch den MD (Medizinischen Dienst) statt. Die Prüfungen wurden nach den 
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neu festgesetzten Maßstäben und Grundsätzen zur Sicherung und Weiterentwicklung der Pflege-

qualität durchgeführt und erbrachten in allen Einrichtungen insgesamt sehr gute und damit über 

dem Landesdurchschnitt liegende Ergebnisse. Der Vorstand ist aber weiterhin gehalten, sich 

den ständig verändernden Anforderungen dieses Marktes konzeptionell zu stellen.

 

Das negative Ergebnis im „Sonstigen Geschäftsbetrieb“ lag bei rd. -2,620 Mio. € und hat sich damit 

um 40.400 € zum Vorjahr verbessert. Die hohen Pensionsverpflichtungen belasten den Bereich 

des „Sonstigen Geschäftsbetriebs“ weiterhin.

Die Eigenkapitalquote reduzierte sich zum 31. Dezember 2022 bei einem absoluten Anstieg des 

Eigenkapitals um rd. 1,43 Mio. € wegen des gleichzeitig gestiegenen Bilanzvolumens auf 20,0 % 

(Vorjahr 20,1 %).

 

Risiken, die den Bestand der genossenschaftlichen Unternehmensgruppe gefährden oder wesent- 

lichen Einfluss auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage haben könnten, sind derzeit nicht 

erkennbar. Der Vorstand weist aber auf das Risiko eines sich verstärkenden anhaltenden Pflege-

fachkräftemangels im Bereich vhw Wohnen im Alter, das Risiko der vollständigen Steuerpflicht 

der Genossenschaft, das Risiko von höheren Finanzierungskosten aufgrund von steigenden Zin-

sen sowie das Risiko aus dynamisch steigenden Baukosten aufgrund von ordnungsrechtlichen 

Vorgaben und Lieferkettenproblemen als Nebenwirkung der Corona-Pandemie und des Krieges 

in der Ukraine hin.

Der Aufsichtsrat stellt aufgrund der Ergebnisse der Überwachungs- und Prüfungstätigkeit im 

Berichtsjahr fest:

 

„Der Vorstand hat die Geschäfte der Genossenschaft ordnungsgemäß geführt. Das Rechnungswe-

sen entspricht den gesetzlichen Vorschriften. Es gab zu jeder Zeit Einblick in die finanzwirtschaftliche 

Lage des Unternehmens. Die Finanzlage der Genossenschaft ist geordnet. Die Genossenschaft 

war im Berichtszeitraum jederzeit in der Lage, ihren Zahlungsverpflichtungen nachzukommen.“

 

Der Aufsichtsrat schlägt daher vor, dem Vorstand Entlastung zu erteilen.

 

Für die im abgelaufenen Geschäftsjahr geleistete Arbeit dankt der Aufsichtsrat dem Vorstand 

und allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Genossenschaft und deren Tochterunternehmen 

im besonderen Maße.

Hamburg, den 15.05.2023

Vereinigte Hamburger Wohnungsbaugenossenschaft eG

Der Aufsichtsrat

Ralf von Busch

(Aufsichtsratsvorsitzender)
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„Hier ist jeden Tag etwas los.“ 
Cordula Vollmer (oben links), Bewohnerin

Ob gemeinsames Gärtnern, Kartenspielen oder die Sommerfeste, die vielfältigen Gruppen- 

aktivitäten in der Seniorenwohnanlage Kiefhörn stärken das Zusammengehörigkeitsgefühl und helfen  

beim Kennenlernen der Mitbewohner und Mitarbeiter. So fällt es leicht, Kontakte zu knüpfen.

BUNTES MITEINANDER: Gemeinsam 

wird gepflanzt, gemalt und geklönt – ein 

schönes Konzept gegen die Einsamkeit.
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Gelebte Gemeinschaft

Cordula Vollmer lebt bereits seit acht Jahren in der Senio-

renwohnanlage Kiefhörn: „Hier ist jeden Tag etwas los.  

Gestern haben wir zusammen die Balkonkübel bepflanzt 

und den Frühling eingeläutet. Heute nehme ich am krea-

tiven Gestalten teil und nachmittags treffe ich mich mit 

meiner Frauenrunde zum Kartenspielen.“ Die 89-Jährige 

genießt den Kontakt zu den anderen Bewohnern sowie  

Mietern und ist fast jeden Tag bei einer der Gruppenakti- 

vitäten in der „Wohnstube“ dabei.

„Das Gefühl von Einsamkeit  
wird reduziert und es entsteht ein  

soziales Netzwerk innerhalb der  
Pflegeeinrichtung.“

Anne Böttcher, Einrichtungsleitung

Die dort stattfindenden Veranstaltungen fördern die Selbst-

bestimmung, Selbstständigkeit und die soziale Interaktion 

miteinander. „Das Wohnstubenkonzept beinhaltet einen ge-

mütlich eingerichteten Ort auf jedem Wohnbereich, an dem 

sich unsere Bewohner treffen, gemeinsamen Aktivitäten 

nachgehen und Gespräche führen können. Dadurch wird 

das Gefühl von Einsamkeit reduziert und es entsteht ein  

soziales Netzwerk innerhalb der Pflegeeinrichtung“, erklärt 

die Einrichtungsleitung Anne Böttcher. Die Gruppenaktivi- 

täten finden abwechselnd auf den verschiedenen Etagen 

statt. So fällt den Bewohnern das Kennenlernen unterein- 

ander auf den drei Wohnbereichen leichter. 

Zudem wird die Gemeinschaft mit den Mietern vom neben-

an liegenden Servicewohnen gefördert. „Die größeren 

Veranstaltungen, wie das Sommerfest oder Gottesdienste, 

feiern die Bewohner mit den Mietern zusammen. Eben-

falls wird unser Garten gemeinsam genutzt. So entstehen 

schnell Freundschaften und private Verabredungen sind 

keine Seltenheit“, erläutert die Einrichtungsleiterin. 

Mieter und Bewohner geben sich so untereinander Halt  

und bereichern sich gegenseitig. Das erfolgreiche Zusam-

menleben in der Seniorenwohnanlage Kiefhörn ist ein 

entscheidender Schritt gegen die soziale Vereinsamung im 

Alter und stärkt das gemeinsame „Wir-Gefühl“ der Mieter- 

und Bewohnerschaft. 

Das Wohnstubenkonzept –  
gemeinsam statt einsam  
in jedem Alter

ANNE BÖTTCHER, Einrichtungsleiterin  

in der Seniorenwohnanlage Kiefhörn, ist 

überzeugt vom Wohnstubenkonzept.
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Bilanz zum 31. Dezember 2022

Aktivseite

Jahresabschluss   //  B i lanz

Geschäftsjahr Vorjahr

€ € €

A.  Anlagevermögen

I.  Immaterielle Vermögensgegenstände 245.078,57 119.026,81

II.  Sachanlagen

1. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit Wohnbauten 323.226.424,19 322.712.757,10

2. Grundstücke mit Geschäfts- und anderen Bauten 5.861.983,19 577.853,00

3. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte ohne Bauten 2,00 2,00

4. Technische Anlagen und Maschinen 1.399.992,76 1.108.320,76

5. Betriebs- und Geschäftsausstattung 2.165.468,75 1.465.911,24

6. Anlagen im Bau 0,00 3.077.394,04

7. Bauvorbereitungskosten 1.016.428,52 598.048,25

8. Geleistete Anzahlungen 28.183,65 0,00

333.698.483,06 329.540.286,39

III.  Finanzanlagen

1. Anteile an verbundenen Unternehmen 34.610.207,11 34.610.207,11

2. Beteiligungen 520,00 520,00

3. Andere Finanzanlagen 1.535,00 1.535,00

34.612.262,11 34.612.262,11

 Anlagevermögen insgesamt 368.555.823,74 364.271.575,31

B.  Umlaufvermögen

I.  Zum Verkauf bestimmte Grundstücke und andere Vorräte

1. Grundstücke ohne Bauten 1,00 1,00

2. Unfertige Leistungen 14.088.156,76 12.379.845,01

3. Andere Vorräte 99.437,40 263.051,07

14.187.595,16 12.642.897,08

II.  Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

1. Forderungen aus Vermietung 222.938,45 151.387,26

2. Forderungen aus anderen Lieferungen und Leistungen 551.229,06 172.852,49

3. Forderungen gegen verbundene Unternehmen 1.103.040,66 512.428,54

4. Sonstige Vermögensgegenstände 6.657.559,79 3.845.397,51

8.534.767,96 4.682.065,80

III.  Flüssige Mittel

 Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 2.050.094,95 3.057.037,28

 Umlaufvermögen insgesamt 24.772.458,07 20.382.000,16

C.  Rechnungsabgrenzungsposten

1. Kosten für Erbbaugrundstücke 815.247,50 830.473,83

2. Andere Rechnungsabgrenzungsposten 276.793,67 137.041,07

1.092.041,17 967.514,90

 Bilanzsumme 394.420.322,98 385.621.090,37
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Passivseite

Jahresabschluss   //  B i lanz

Geschäftsjahr Vorjahr

€ € €

A.  Eigenkapital

I.  Geschäftsguthaben

1. der mit Ablauf des Geschäftsjahres

 ausgeschiedenen Mitglieder 1.781.473,86 1.405.049,90

2. der verbleibenden Mitglieder 32.430.618,52 32.870.779,21

3. aus gekündigten Geschäftsanteilen 75.453,14 183.196,00

 Rückständige fällige Einzahlungen 

 auf Geschäftsanteile: 0,00 € (Vorjahr: 344,79 €)

34.287.545,52 34.459.025,11

II.  Ergebnisrücklagen

1. Gesetzliche Rücklage 8.038.300,00 7.796.100,00

 davon aus dem Jahresüberschuss des Geschäfts-

 jahres eingestellt: 242.200,00 € (Vorjahr: 167.600,00 €)

2. Andere Ergebnisrücklagen 35.749.312,62 34.381.739,25

 davon aus dem Jahresüberschuss des Geschäfts-

 jahres eingestellt: 1.367.573,37 € (Vorjahr: 685.452,38 €)

43.787.612,62 42.177.839,25

III.  Bilanzgewinn

1. Jahresüberschuss 2.421.357,35 1.675.447,61

2. Einstellungen in Ergebnisrücklagen -1.609.773,37 -853.052,38

811.583,98 822.395,23

 Eigenkapital insgesamt 78.886.742,12 77.459.259,59

B.  Rückstellungen

1. Rückstellungen für Pensionen 16.317.599,00 16.679.180,00

2. Sonstige Rückstellungen 4.402.046,67 4.322.452,14

20.719.645,67 21.001.632,14

C.  Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 186.235.478,74 189.799.278,78

2. Verbindlichkeiten gegenüber anderen Kreditgebern 69.493.078,98 64.492.667,61

3. Erhaltene Anzahlungen 14.635.736,06 13.716.371,37

4. Verbindlichkeiten aus Vermietung 134.884,50 111.347,26

5. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 3.653.405,56 3.491.955,25

6. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen 19.754.387,09 14.697.211,24

7. Sonstige Verbindlichkeiten 758.525,79 711.439,86

 davon aus Steuern: 63.969,43 € (Vorjahr: 207.815,65 €)

294.665.496,72 287.020.271,37

D.  Rechnungsabgrenzungsposten 148.438,47 139.927,27

 Bilanzsumme 394.420.322,98 385.621.090,37
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Gewinn- und Verlustrechnung

für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2022

Jahresabschluss   //  Gewinn- und Ver lustrechnung

Geschäftsjahr Vorjahr

€ € €

1.  Umsatzerlöse

a) aus der Hausbewirtschaftung 52.648.143,94 50.954.577,18 

b) aus Betreuungstätigkeit 0,00 25.440,00 

c) aus Seniorenwohnanlagen 33.185.004,36 30.985.744,65 

d) aus anderen Lieferungen und Leistungen 846.227,33 832.000,00 

86.679.375,63 82.797.761,83

2.  Erhöhung des Bestands an unfertigen Leistungen 1.708.311,75 473.100,48

3.  Sonstige betriebliche Erträge 6.097.058,05 5.630.246,12 

4.  Aufwendungen für bezogene Lieferungen und Leistungen

a) Aufwendungen für die Hausbewirtschaftung 22.029.888,49 21.049.638,63 

b) Aufwendungen für die Bewirtschaftung von 

 Seniorenwohnanlagen und für Pflegeleistungen 35.506.719,20 32.166.587,68 

57.536.607,69 53.216.226,31 

 Rohergebnis 36.948.137,74 35.684.882,12

5.  Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter 4.367.572,63 4.191.981,20 

b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung

 und für Unterstützung

 davon für Altersversorgung: 348.601,67 € (Vorjahr: 332.229,01 €) 1.169.918,66 1.133.027,75 

5.537.491,29 5.325.008,95

6.  Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände

 des Anlagevermögens und Sachanlagen 13.495.322,18 12.370.703,85 

7.  Sonstige betriebliche Aufwendungen 8.214.725,03 7.316.157,04 

8.  Erträge aus Beteiligungen 1.374.302,11 785.831,46 

 davon aus verbundenen Unternehmen: 1.154.744,81 €

 (Vorjahr: 582.829,46 €)

9.  Erträge aus anderen Wertpapieren und Ausleihungen des

 Finanzanlagevermögens 255,27 28.184,20

 davon aus verbundenen Unternehmen: 0,00 €

 (Vorjahr: 28.000,00 €)

10.  Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 101.512,71 122.831,12 

 davon aus der Abzinsung von Rückstellungen: 200,12 €

 (Vorjahr: 0,00 €)

11.  Zinsen und ähnliche Aufwendungen 8.738.777,09 10.046.010,88 

 davon an verbundene Unternehmen: 315.019,65 €

 (Vorjahr: 247.547,59 €)

 davon aus der Aufzinsung von Rückstellungen: 484.795,00 €

 (Vorjahr: 1.253.458,75 €)

12.  Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 13.860,70 -120.606,13 

13.  Ergebnis nach Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 2.424.031,54 1.684.454,31

14.  Sonstige Steuern 2.674,19 9.006,70 

15.  Jahresüberschuss 2.421.357,35 1.675.447,61

16.  Einstellungen aus dem Jahresüberschuss in die Ergebnisrücklagen 1.609.773,37 853.052,38 

17.  Bilanzgewinn 811.583,98 822.395,23 
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Anhang  //  Al lgemeine Angaben  ///  Er läuterungen zu den angewandten Bi lanzierungs-  und Bewertungsmethoden

1  Allgemeine Angaben

Die Vereinigte Hamburger Wohnungsbaugenossenschaft eG hat ihren Sitz in Hamburg und ist 

eingetragen in das Genossenschaftsregister beim Amtsgericht Hamburg (GnR 349).

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2022 wurde nach den Vorschriften des deutschen Han- 

delsgesetzbuchs (HGB) unter Berücksichtigung der besonderen Bestimmungen für Genossen-

schaften aufgestellt. Dabei wurden die allgemeinen Rechnungslegungsvorschriften für die 

Gliederung der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung sowie die Verordnung über Form-

blätter für Wohnungsunternehmen in der jeweils gültigen Fassung beachtet. Daneben wurden 

in der Rechnungslegung für den Seniorenbereich die branchenspezifischen Vorschriften über die 

Rechnungslegungs- und Buchführungspflichten der Pflegeeinrichtungen (Pflege-Buchführungs-

verordnung in der jeweils gültigen Fassung) berücksichtigt.

2   Erläuterungen zu den angewandten  
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

Sofern im Vergleich zum Vorjahr Änderungen von Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden vor-

genommen wurden, sind diese in den Erläuterungen zu den jeweiligen Posten dargestellt.

Im Einzelnen wurden bei der Aufstellung der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung fol-

gende Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden angewandt:

2.1  Die immateriellen Vermögensgegenstände werden zu Anschaffungskosten, ver-

mindert um planmäßige Abschreibungen, angesetzt. Spezielle Branchensoftware und sonstige 

Software werden über eine Nutzungsdauer von 5 Jahren abgeschrieben. Ein für 15 Stellplätze 

bestehendes Nutzungsrecht wird über 50 Jahre (entsprechend der Nutzungsdauer des zugehö- 

rigen Wohngebäudes) abgeschrieben.

2.2  Das Sachanlagevermögen wird mit den Anschaffungs- und/oder Herstellungskosten, 

vermindert um planmäßige und außerplanmäßige Abschreibungen und Zuschüsse, bilanziert. 

Verwaltungs- und Fremdkapitalkosten werden nicht in die Herstellungskosten einbezogen.

2.3  Mit Wirkung zum 1. Januar 2022 wird bei den Wohn- und Geschäftsbauten, welche 

nach dem 1. Januar 2000 modernisiert oder hergestellt wurden und zum 1. Januar 2022 eine 

Restnutzungsdauer von mehr als 20 Jahren aufweisen, ein sogenannter Komponentenansatz 

angewandt.

Anhang zum 31. Dezember 2022
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Die Wohn- und Geschäftsbauten werden in die wesentlichen Komponenten mit den jeweiligen 

Nutzungsdauern wie folgt aufgeteilt und planmäßig linear abgeschrieben:

Bei aktivierten Modernisierungsmaßnahmen wird die Restnutzungsdauer des Rohbaus auf bis 

zu 30 Jahre verlängert.

Hintergrund dieser Maßnahme ist die realitätsgetreue Abbildung der Abnutzung der einzelnen 

Gebäudebestandteile sowie die Stärkung der Binnenfinanzierungskraft der Genossenschaft, um 

auch weiterhin regelmäßig und in hohem Umfang Ersatzinvestitionen sowie Modernisierungen 

vornehmen zu können. Dies hat zusätzliche Bedeutung durch die hohe Inflation sowie die stei-

genden Baukosten und insbesondere die gesetzlichen Vorschriften zur energetischen Moderni-

sierung der Gebäude gewonnen, da auf die Wohnungswirtschaft und damit die Genossenschaft 

weitreichende Modernisierungsanforderungen zukommen, die einen hohen Kapitalbedarf sowie 

Einsatz von Eigenmitteln erfordern werden. Durch die Anwendung des Komponentenansatzes 

kommt es in den Folgejahren zu mehr Aktivierungen von Baumaßnahmen und damit einherge-

henden höheren Abschreibungen.

2.4  Die vertraglichen Laufzeiten bebauter Erbbaugrundstücke erstrecken sich unterschied- 

lich vom Jahr 2048 bis zum Jahr 2095, die der unbebauten Erbbaugrundstücke vom Jahr 2080 

bis zum Jahr 2114.

2.5  Außenanlagen, die als selbstständige Vermögensgegenstände zu behandeln sind, 

werden über eine Nutzungsdauer von 10 bis 15 Jahren abgeschrieben.

2.6  Geschäfts- und andere Bauten werden aufgrund des Komponentenansatzes seit dem 

1. Januar 2022 abweichend zum Vorjahr über die voraussichtliche betriebsgewöhnliche Nutzungs-

dauer von 10 bis 40 Jahren abgeschrieben. Wir verweisen auf Ziffer 2.3.

Komponente Nutzungsdauer (in Jahren)

1. Rohbau 50 bzw. 40

2. Dach 30

3. Fenster/Außentüren 25

4. Küchen 10

5. Sanitärinstallation/Bäder 20

6. Aufzugsanlagen 20

7. Heizungsanlagen 20

8. Elektroinstallation 30

9. Elektronische Schließanlagen 15
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2.7  Technische Anlagen und Maschinen werden über 5 bis 20 Jahre abgeschrieben.  

Bei Gegenständen der Betriebs- und Geschäftsausstattung wird eine Nutzungsdauer zwischen  

3 und 23 Jahren zugrunde gelegt.

2.8  Für Einrichtungen und Ausstattungen der Seniorenwohnanlagen wird eine Nutzungs-

dauer zwischen 3 und 23 Jahren angesetzt.

2.9  Für die geringwertigen Vermögensgegenstände mit Anschaffungskosten von 250,00 € 

(brutto) bis 1.000,00 € (brutto) wird ein Sammelposten gebildet, der über 5 Jahre abgeschrieben 

wird.

2.10  Die Finanzanlagen werden mit den Anschaffungskosten bzw. dem niedrigeren beizu-

legenden Wert bilanziert.

2.11  Die zum Verkauf bestimmten Grundstücke und die unfertigen Leistungen und Vorräte 

sind mit den Anschaffungskosten unter Beachtung des strengen Niederstwertprinzips angesetzt.

2.12  Die Bilanzierung der Forderungen, sonstigen Vermögensgegenstände und flüssigen 

Mittel erfolgte zum Nennwert oder zum niedrigeren beizulegenden Wert am Bilanzstichtag. Die 

in den sonstigen Vermögensgegenständen enthaltenen Zuschüsse mit einer Laufzeit von mehr 

als 1 Jahr werden zum Barwert angesetzt. Die Abzinsungssätze liegen zwischen 0,84 Prozent 

und 3,48 Prozent. Erkennbare Risiken werden durch Einzelwertberichtigungen berücksichtigt.

2.13  Die Höhe der Rückstellungen für Pensionen wurde auf der Grundlage der Richttafeln 

2018 G von Heubeck berechnet. Für die Bewertung der Versorgungsverpflichtungen wurde 

das modifizierte Teilwertverfahren angewandt. Dabei wurden zur Ermittlung des notwendigen 

Erfüllungsbetrags eine Gehalts- sowie eine Rentensteigerung von 2,0 Prozent bzw. 1,5 Prozent 

angesetzt und der von der Deutschen Bundesbank veröffentlichte durchschnittliche Marktzins der 

vergangenen 10 Jahre für eine Laufzeit von 15 Jahren in Höhe von 1,78 Prozent zum 31. Dezem-

ber 2022 zugrunde gelegt.

Aus der Abzinsung der Pensionsverpflichtungen zum 31. Dezember 2022 mit dem durchschnitt- 

lichen Marktzinssatz der vergangenen 10 Jahre (1,78 Prozent) ergibt sich im Vergleich zur Abzin- 

sung mit dem durchschnittlichen Marktzinssatz der vergangenen 7 Jahre (1,44 Prozent) ein 

positiver Unterschiedsbetrag in Höhe von 738.296,00 € (Vorjahr: 1.187.835,00 €); dieser ist aus-

schüttungsgesperrt.
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2.14  Die sonstigen Rückstellungen berücksichtigen alle erkennbaren Risiken und unge-

wissen Verpflichtungen nach Maßgabe des § 249 HGB. Die Bewertung erfolgte nach vernünftiger 

kaufmännischer Beurteilung in Höhe des notwendigen Erfüllungsbetrags. Bei der Ermittlung des 

notwendigen Erfüllungsbetrags für die Jubiläumsrückstellung wurde, der von der Deutschen 

Bundesbank veröffentlichte durchschnittliche Marktzins der vergangenen 7 Jahre entsprechend 

der Laufzeit zugrunde gelegt. 

Abweichend zum Vorjahr wurden die Rückstellungen für die Erstattungen aus dem Pflegeschutz-

schirm für Sachmittel-Mehraufwendungen bereits vor Ablauf der Nachprüfungsfristen aufgelöst, 

da erfahrungsgemäß eine Rückforderung der Erstattungen unwahrscheinlich ist. Dies führte in 

2022 zu Erträgen aus der Auflösung von Rückstellungen in Höhe von 468.683,85 €.

2.15  Die Verbindlichkeiten werden mit ihrem Erfüllungsbetrag angesetzt.
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3  Erläuterungen zur Bilanz

3.1  Die Zusammensetzung und Entwicklung des Anlagevermögens ergibt sich aus dem 

folgenden Anlagengitter: 

Anschaffungs-/Herstellungskosten

01.01.2022 Zugänge des  
Geschäftsjahres

Abgänge des  
Geschäftsjahres

Umbuchungen 31.12.2022

Anlagevermögen € € € € €

I. Immaterielle  
Vermögensgegenstände

1.305.440,11 146.274,59 466.726,21 0,00 984.988,49

II. Sachanlagen

1.  Grundstücke und grund-
stücksgleiche Rechte mit  
Wohnbauten

529.221.721,71 12.989.339,40 0,00 310.355,13 542.521.416,24

2.  Grundstücke mit Geschäfts-  
und anderen Bauten

5.910.463,68 0,00 2.953.786,43 5.342.665,75 8.299.343,00

3.  Grundstücke und grund-
stücksgleiche Rechte ohne  
Bauten

1.095.460,18 0,00 0,00 0,00 1.095.460,18

4.  Technische Anlagen und  
Maschinen

1.709.462,78 457.042,18 3.827,75 0,00 2.162.677,21

5.  Betriebs- und  
Geschäfts ausstattung

7.310.396,55 1.187.579,75 584.771,28 -19.937,08 7.893.267,94

6.  Anlagen im Bau 3.077.394,04 2.542.706,96 0,00 -5.620.101,00 0,00

7.  Bauvorbereitungskosten 598.048,25 451.300,15 0,00 -32.919,88 1.016.428,52

8. Geleistete Anzahlungen 0,00 8.246,57 0,00 19.937,08 28.183,65

548.922.947,19 17.636.215,01 3.542.385,46 0,00 563.016.776,74

III. Finanzanlagen

1.  Anteile an verbundenen  
Unternehmen

38.290.206,11 0,00 0,00 0,00 38.290.206,11

2.  Beteiligungen 520,00 0,00 0,00 0,00 520,00

3.  Andere Finanzanlagen 1.535,00 0,00 0,00 0,00 1.535,00

38.292.261,11 0,00 0,00 0,00 38.292.261,11

Anlagevermögen insgesamt 588.520.648,41 17.782.489,60 4.009.111,67 0,00 602.294.026,34
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Abschreibungen

Kumulierte
Abschreibungen  

01.01.2022

Zugänge  
des Geschäfts-

jahres

Abgänge  
des Geschäfts-

jahres

Kumulierte 
Abschreibungen 

31.12.2022

Buchwert 

01.01.2022

Buchwert

31.12.2022

Anlagevermögen € € € € € €

I. Immaterielle  
Vermögensgegenstände

1.186.413,30 20.193,59 466.696,97 739.909,92 119.026,81 245.078,57

II. Sachanlagen

1.  Grundstücke und grund-
stücksgleiche Rechte mit  
Wohnbauten

206.508.964,61 12.786.027,44 0,00 219.294.992,05 322.712.757,10 323.226.424,19

2.  Grundstücke mit Geschäfts-  
und anderen Bauten

5.332.610,68 58.535,56 2.953.786,43 2.437.359,81 577.853,00 5.861.983,19

3.  Grundstücke und grund-
stücksgleiche Rechte ohne  
Bauten

1.095.458,18 0,00 0,00 1.095.458,18 2,00 2,00

4.  Technische Anlagen und  
Maschinen

601.142,02 165.370,18 3.827,75 762.684,45 1.108.320,76 1.399.992,76

5.  Betriebs- und  
Geschäfts ausstattung

5.844.485,31 465.195,41 581.881,53 5.727.799,19 1.465.911,24 2.165.468,75

6.  Anlagen im Bau 0,00 0,00 0,00 0,00 3.077.394,04 0,00

7.  Bauvorbereitungskosten 0,00 0,00 0,00 0,00 598.048,25 1.016.428,52

8.  Geleistete Anzahlungen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 28.183,65

219.382.660,80 13.475.128,59 3.539.495,71 229.318.293,68 329.540.286,39 333.698.483,06

III. Finanzanlagen

1.  Anteile an verbundenen  
Unternehmen

3.679.999,00 0,00 0,00 3.679.999,00 34.610.207,11 34.610.207,11

2.  Beteiligungen 0,00 0,00 0,00 0,00 520,00 520,00

3.  Andere Finanzanlagen 0,00 0,00 0,00 0,00 1.535,00 1.535,00

3.679.999,00 0,00 0,00 3.679.999,00 34.612.262,11 34.612.262,11

Anlagevermögen insgesamt 224.249.073,10 13.495.322,18 4.006.192,68 233.738.202,60 364.271.575,31 368.555.823,74
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Die historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sowie die kumulierten Abschreibungen 

wurden zum 1. Januar 2022 bei den Posten Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit 

Wohnbauten, Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte ohne Bauten sowie Technische Anla- 

gen und Maschinen angepasst und weichen dadurch geringfügig von den Beträgen im Anhang 

per 31. Dezember 2021 ab. Die Buchwerte bleiben hiervon unberührt.

 

3.2  Die Zugänge sowie Umbuchungen bei den Grundstücken und grundstücksgleichen 

Rechten mit Wohnbauten beinhalten den Kauf eines Grundstücks im Torfstecherweg, welches 

vorher als Erbbaurecht bilanziert wurde, sowie die Fertigstellung von drei Gebäudemodernisie-

rungen.

3.3  Die Zugänge bei den technischen Anlagen und Maschinen umfassen im Wesentlichen 

eine neue Telefonanlage in den Seniorenwohnanlagen und -residenzen.

3.4  Die unfertigen Leistungen von 14.088,2 T€ (Vorjahr: 12.379,8 T€) beinhalten aus-

schließlich noch nicht abgerechnete Heiz- und Betriebskosten. Diesen stehen 14.635,7 T€ (Vor-

jahr: 13.716,4 T€) erhaltene Anzahlungen der Mieter gegenüber.

3.5  Es bestehen Forderungen aus Vermietung in Höhe von 43,8 T€ (Vorjahr: 18,0 T€) mit 

einer Restlaufzeit von mehr als 1 Jahr.

3.6  Die Forderungen gegen verbundene Unternehmen entfallen mit 1.154,7 T€ auf den  

Ergebnisanteil 2022 der vhw Immobilien e.G. & Co. KG sowie auf Forderungen aus der laufenden 

Verrechnung, die mit Verbindlichkeiten aus der laufenden Verrechnung saldiert wurden.

3.7  In den sonstigen Vermögensgegenständen werden im Wesentlichen Forderungen  

aus öffentlichen Zuschüssen für Baumaßnahmen in Höhe von 6.385,7 T€ (Vorjahr: 3.531,1 T€) aus-

gewiesen.

Darüber hinaus hat die Genossenschaft auch im Geschäftsjahr 2022 im Rahmen des Pflege-

schutzschirms coronabedingte Mehraufwendungen für Personal und Sachmittel geltend 

gemacht. Die Personal-Mehraufwendungen sind insbesondere für zusätzliches Pflegepersonal 

angefallen, das vorgehalten werden musste, um im Falle eines Infektionsgeschehens in einer 

der Seniorenpflegeeinrichtungen ausreichendes Pflegepersonal für die Pflege von mit dem 

Corona-Virus infizierten und nicht infizierten Bewohnern (Kohortenbildung) entsprechend den 

gesetzlichen Verordnungen sowie der Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts zur Verfügung 

stellen zu können. Diese Forderungen wurden aufgrund der teilweise unklaren rechtlichen 
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Bedingungen für die Geltendmachung von Mehraufwendungen gegenüber dem Pflegeschutz-

schirm, betreffend die Mehraufwendungen für Personal, vollständig wertberichtigt, da sie einer 

Nachprüfungsfrist bis Ende 2023 bzw. 2024 unterliegen und erstattete Mehraufwendungen ggf. 

zurückgezahlt werden müssen.

3.8  Insgesamt 1.860,2 T€ (Vorjahr: 3.046,2 T€) der sonstigen Vermögensgegenstände 

haben eine Restlaufzeit von mehr als 1 Jahr.

3.9  Passive latente Steuern aus der unterschiedlichen Bewertung von Grundstücken und 

grundstücksgleichen Rechten mit Geschäfts- und anderen Bauten wurden mit aktiven latenten 

Steuern aus Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten mit Wohnbauten und Grundstücken 

mit fertigen Bauten verrechnet. Der Körperschaftsteuersatz (einschließlich Solidaritätszuschlag) 

beträgt 15,825 Prozent, der Gewerbesteuersatz beträgt 16,45 Prozent. Über den Saldierungs-

bereich der Bilanzdifferenzen hinausgehende aktive Steuerlatenzen werden in Ausübung des 

Wahlrechts des § 274 Abs. 1 Satz 2 HGB nicht angesetzt.

3.10  Zu den Rückstellungen für Pensionen wird auf Ziffer 2.13 verwiesen.

3.11  Die sonstigen Rückstellungen beinhalten als größten Einzelposten die neu gebilde-

ten Rückstellungen für bereits erhaltene Erstattungen aus dem Pflegeschutzschirm in Höhe von 

insgesamt 2.393,1 T€, die mit 1.505,1 T€ bzw. mit 888,0 T€ auf das Geschäftsjahr 2021 bzw. 2022 

entfallen. Hintergrund der Rückstellungsbildungen ist die unter Ziffer 3.7 beschriebene rechtliche 

Unklarheit hinsichtlich der Erstattungsbedingungen von coronabedingten Personal-Mehraufwen- 

dungen durch den Pflegeschutzschirm. Darüber hinaus betreffen die sonstigen Rückstellungen 

insbesondere Rückstellungen für unterlassene Instandhaltungsmaßnahmen in Höhe von 426,6 T€  

(Vorjahr: 659,8 T€) sowie ausstehende Rechnungen für Heiz- und Betriebskosten in Höhe von 

914,4 T€ (Vorjahr: 274,0 T€).

3.12  Zwischen den Unternehmen der genossenschaftlichen Unternehmensgruppe der 

vhw, bestehend aus der vhw eG, der vhw Immobilien e.G. & Co. KG, der vhw care GmbH, der 

vhw cook GmbH, der vhw Ambulanter Dienst GmbH, der vhw Immobilien – Service GmbH, der 

vhw Verwaltungs GmbH und der vhw Beteiligungs GmbH, wurde eine Cash-Management-Ver-

einbarung geschlossen, nach der sich die Unternehmen untereinander Liquidität zur Verfügung 

stellen. Als Cash-Pool-Zentralgesellschaft fungiert die vhw Beteiligungs GmbH. Für die Genos-

senschaft ergibt sich zum 31. Dezember 2022 eine Verbindlichkeit in Höhe von 12.101,2 T€ (Vor-

jahr: 8.122,5 T€) gegenüber der vhw Beteiligungs GmbH.



65

Anhang  //  Er läuterungen zur  Bi lanz

Die weiteren Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen betreffen insbesondere 

ein von der vhw Verwaltungs GmbH zu marktüblichen Konditionen an die Genossenschaft aus-

gereichtes Darlehen in Höhe von 5.921,8 T€ (Vorjahr: 6.057,7 T€). Die übrigen Verbindlichkeiten 

entfallen auf Verbindlichkeiten aus der laufenden Verrechnung.

3.13  Die Fristigkeiten der Verbindlichkeiten sowie die zur Sicherheit gewährten Pfandrechte 

stellen sich zum Stichtag wie folgt dar:

3.14  Verbindlichkeiten, die erst nach dem Bilanzstichtag rechtlich entstehen, bestehen wie 

im Vorjahr nicht.

Restlaufzeit

Insgesamt

€

unter 1 Jahr

€

über 1 Jahr

€

davon über  
5 Jahre

€

davon gesichert

€

Art der  
Sicherung

Verbindlichkeiten 
gegenüber  
Kreditinstituten 

186.235.478,74
(189.799.278,78)

19.545.269,01
(9.612.426,93)

166.690.209,73
(180.186.851,85)

133.045.819,54
(140.351.599,20)

180.821.938,79
(189.799.278,78)

GPR

Verbindlichkeiten 
gegenüber anderen 
Kreditgebern

69.493.078,98
(64.492.667,61)

2.508.311,68
(2.152.123,61)

66.984.767,30
(62.340.544,00)

58.799.244,63
(54.890.001,61)

69.493.078,98
(64.492.667,61)

GPR

Erhaltene  
Anzahlungen

14.635.736,06
(13.716.371,37)

14.635.736,06
(13.716.371,37)

0,00
(0,00)

0,00
(0,00)

0,00
(0,00)

Verbindlichkeiten 
aus Vermietung

134.884,50
(111.347,26)

134.884,50
(111.347,26)

0,00
(0,00)

0,00
(0,00)

0,00
(0,00)

Verbindlichkeiten 
aus Lieferungen  
und Leistungen

3.653.405,56
(3.491.955,25)

3.647.033,69
(3.485.583,38)

6.371,87
(6.371,87)

0,00
(0,00)

0,00
(0,00)

Verbindlichkeiten 
gegenüber  
verbundenen  
Unternehmen

19.754.387,09
(14.697.211,24)

13.954.533,52
(8.781.540,13)

5.799.853,57
(5.915.671,11)

5.261.455,16
(5.300.971,63)

0,00
(0,00)

Sonstige  
Verbindlichkeiten

758.525,79
(711.439,86)

758.525,79
(711.439,86)

0,00
(0,00)

0,00
(0,00)

0,00
(0,00)

Gesamt 294.665.496,72 55.184.294,25 239.481.202,47 197.106.519,33 250.315.017,77

(287.020.271,37) (38.570.832,54) (248.449.438,83) (200.542.572,44) (254.291.946,39)

GPR = Grundpfandrecht
Vorjahreszahlen in Klammern
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4  Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung

4.1  Die Umsatzerlöse aus der Hausbewirtschaftung sind im Vergleich zum Vorjahr, trotz 

einer coronabedingten höheren Leerstandsquote, um 1.693,6 T€ gestiegen. Hintergrund sind 

insbesondere höhere Erlöse aus der Umlagenabrechnung infolge der gestiegenen Heiz- und 

Betriebskosten sowie höhere Mieten.

4.2  Die Umsatzerlöse aus Seniorenwohnanlagen sind im Vergleich zum Vorjahr um 

2.199,3 T€ gestiegen. Die Auslastungsquote in den Pflegebereichen liegt mit 83,98 Prozent deut-

lich über der Quote aus dem Vorjahr von 78,46 Prozent und hat entsprechend zu höheren Erlösen 

geführt, denen entsprechend höhere Aufwendungen aus der Bewirtschaftung der Senioren-

wohnanlagen und -residenzen gegenüberstehen (siehe Ziffer 4.5).

4.3  Die sonstigen betrieblichen Erträge sind im Vergleich zum Vorjahr höher ausgefal- 

len (+466,8 T€). Gründe für den Anstieg sind erhaltene sowie beantragte Erstattungen für Mehr-

aufwendungen im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie in Höhe von 1.206,3 T€ (Vorjahr: 

1.805,7 T€). Zu diesen außergewöhnlichen Erträgen verweisen wir auch auf die Ziffern 3.7, 4.5 

sowie 4.8. Darüber hinaus sind Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen in Höhe von 

2.032,1 T€ angefallen. Diese beinhalten als größte Positionen die Auflösung der Rückstellung für 

erstattete Corona-Mehraufwendungen, für die die Nachprüfungsfrist zum 31. Dezember 2022 

abgelaufen ist (869,0 T€), sowie die Auflösung der Rückstellungen für die Sachmittel-Mehrauf-

wendungen in Höhe von 334,0 T€ für 2021 und 134,7 T€ für 2022. Zu diesen außergewöhnlichen 

Erträgen verweisen wir auf Ziffer 2.14. Des Weiteren wurde eine Rückstellung aus dem Jahr 2018 

für einen Schadenersatz aufgrund eines Wasserschadens aufgelöst, da dieser von der Versiche-

rung übernommen wurde (450,0 T€; außergewöhnlicher Ertrag).

4.4  Die Aufwendungen im Bereich der Hausbewirtschaftung liegen insgesamt um 980,2 T€  

über dem Vorjahr. Hierbei sind insbesondere die Heiz- und Betriebskosten um 1.891,8 T€ höher 

ausgefallen, wogegen sich die Aufwendungen für Instandhaltung um 951,5 T€ verringert haben, 

da im Rahmen der Anwendung des Komponentenansatzes verschiedene Instandhaltungsmaß-

nahmen aktiviert wurden.

4.5  Die Aufwendungen für die Bewirtschaftung von Seniorenwohnanlagen und für 

Pflegeleistungen sind um 3.340,1 T€ gestiegen. Davon entfallen aufgrund der gegenüber dem 

Vorjahr besseren Auslastung in den Pflegebereichen 1.296,3 T€ auf höhere Aufwendungen für 

Pflegepersonal sowie 910,2 T€ auf gestiegene Heiz- und Betriebskosten und 711,7 T€ auf höhere 

Pachtaufwendungen.
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4.6  Im Bereich Personalaufwand haben sich die Löhne und Gehälter um 175,6 T€ ver- 

mindert. 

4.7  Aufgrund der Anwendung des Komponentenansatzes (siehe Ziffer 2.3) und der 

Fertigstellung von drei Modernisierungsmaßnahmen sind die planmäßigen Abschreibungen 

auf Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit Wohnbauten im Vergleich zum Vorjahr ge-

stiegen. Da die Nutzungsdauern der Gebäude-Komponenten regelmäßig kürzer als die bisher 

zugrunde gelegte Gesamt-Nutzungsdauer für Wohn- und Geschäftsbauten ausfallen, führt die 

Umstellung im Geschäftsjahr 2022 zu höheren Abschreibungen von 1.865,8 T€.

 

4.8  Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen sind insbesondere coronabedingt wei- 

terhin auf einem höheren Niveau als vor der Pandemie. Die Genossenschaft hat Personal- und 

Sachmittel-Mehraufwendungen gegenüber dem Pflegeschutzschirm geltend gemacht. Aufgrund 

der bestehenden Unsicherheit bzgl. der Erstattungsfähigkeit und der bis Ende 2023 bzw. 2024 

laufenden Nachprüfungsfrist hat die Gesellschaft Zuführungen zu Rückstellungen bzw. Wert- 

berichtigungen in Höhe von 1.206,3 T€ (Vorjahr: 1.805,7 T€) für die Personal-Mehraufwendungen 

gebildet. Es handelt sich um außergewöhnliche Aufwendungen. Wir verweisen auf unsere Er-

läuterungen unter den Ziffern 2.14, 3.7, 4.3 und 4.5. Darüber hinaus sind insbesondere die Auf-

wendungen im EDV-Bereich um 654,6 T€ im Vergleich zum Vorjahr gestiegen, da verschiedene 

Maßnahmen im Zusammenhang mit der Modernisierung der IT-Infrastruktur und -Ausstattung 

durchgeführt werden mussten. Auch haben sich die gesetzlich geregelten Abgaben für den Aus-

bildungsfonds in der Pflege um ca. 280,0 T€ gegenüber dem Vorjahr erhöht. Dieser Erhöhung 

stehen jedoch entsprechende Erlöse gegenüber.

4.9  Die Erträge aus Beteiligungen sind insbesondere aufgrund des im Vergleich zum Vor-

jahr höheren Jahresergebnisses der vhw Immobilien e.G. & Co. KG gestiegen.

4.10  Die Zinsen und ähnliche Aufwendungen sind im Vergleich zum Vorjahr deutlich um 

1.307,2 T€ gesunken. Das liegt vorwiegend an der seit dem Jahr 2022 veränderten Politik der Euro- 

päischen Zentralbank. Insbesondere die Erhöhungen der Leitzinsen haben zu entsprechend höhe- 

ren Marktzinsen und zu einem Anstieg des Bewertungszinssatzes für die Pensionsverpflichtungen 

geführt, in dessen Folge die Zinsaufwendungen für die Pensionsrückstellungen um 768,7 T€ im 

Vergleich zum Vorjahr gesunken sind. Darüber hinaus hat das niedrige Zinsniveau in den ver-

gangenen Jahren auch im Geschäftsjahr 2022 trotz der Aufnahme von Finanzierungsmitteln für 

zahlreiche Modernisierungsmaßnahmen zu einer Reduzierung des Zinsaufwandes für Darlehen 

geführt.



68

Anhang  //  Vorgänge von besonderer  Bedeutung  ///  Sonst ige  Angaben

5  Vorgänge von besonderer Bedeutung

Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem Schluss des Geschäftsjahres eingetreten 

sind und weder in der Gewinn- und Verlustrechnung noch in der Bilanz berücksichtigt sind, haben 

sich nicht ergeben.

6 Sonstige Angaben

6.1  Beteiligungen an anderen Unternehmen

6.1.1  Die Genossenschaft hält an der vhw Immobilien e.G. & Co. KG, Hamburg, als alleinige 

Komplementärin 99 Prozent des Eigenkapitals. Kommanditistin der Gesellschaft ist die vhw Be- 

teiligungs GmbH, die treuhänderisch für die vhw eG mit 1 Prozent am Eigenkapital beteiligt ist.  

Gegenstand der Gesellschaft sind der Erwerb und das Halten und Verwalten von Grundstücken  

und grundstücksgleichen Rechten. Die Geschäftsführung hat den Jahresabschluss zum 31. De- 

zember 2022 vorgelegt. Danach schließt die Gesellschaft das Geschäftsjahr 2022 mit einem Jahres- 

überschuss von 1.154.744,81 € (Vorjahr: 530.277,06 €) ab. Die Gesellschaft verfügt über ein Eigen-

kapital von 46.296.833,67 € (Vorjahr: 46.296.833,67 €).

6.1.2  Die Genossenschaft ist alleinige Gesellschafterin der vhw Beteiligungs GmbH, Ham-

burg. Gegenstand der Gesellschaft sind das Halten und Verwalten von Beteiligungen, insbeson-

dere der Beteiligung an der vhw Immobilien e.G. & Co. KG, sowie alle damit im Zusammenhang 

stehenden oder diesem Zweck dienenden Geschäfte. Darüber hinaus kann die Gesellschaft alle 

im Bereich der Wohnungswirtschaft und der Altenpflege anfallenden Arbeiten übernehmen, ins- 

besondere auch Dienstleistungen für Dritte erbringen. Vor diesem Hintergrund nimmt die Gesell- 

schaft im Rahmen einer Cash-Management-Vereinbarung für die genossenschaftliche Unterneh- 

mensgruppe der vhw die Funktion der Cash-Pool-Zentralgesellschaft wahr. Die Geschäftsführung  

hat den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2022 vorgelegt. Danach schließt die Gesellschaft das 

Geschäftsjahr 2022 mit einem Jahresüberschuss von 19.579,99 € (Vorjahr: 14.945,78 €) ab und 

verfügt zum 31. Dezember 2022 über ein Eigenkapital von 45.879,99 € (Vorjahr: 78.852,40 €).

6.1.3  Die Genossenschaft ist alleinige Gesellschafterin der vhw Verwaltungs GmbH, Ham-

burg. Gegenstand des Unternehmens sind die Gründung, der Erwerb und die Verwaltung von 

Beteiligungen an anderen Unternehmen. Die Gesellschaft kann alle Geschäfte durchführen, die 

mit dem Gegenstand des Unternehmens in Zusammenhang stehen. Darüber hinaus ist die Ge-

sellschaft insbesondere zur Kapitalaufnahme und -anlage sowie zu gruppeninternen Kapitalaus-

leihungen berechtigt. Ferner ist sie berechtigt zur Übernahme, Verwaltung und Abwicklung von 
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Pensionsverpflichtungen von verbundenen Unternehmen, zur Verwaltung des zur Erfüllung der 

Pensionsverpflichtungen erforderlichen Vermögens sowie zur Verwaltung weiteren Vermögens. 

Die Gesellschaft hat am 29. Mai 2017 mit der vhw care GmbH, der vhw cook GmbH, der vhw 

Ambulanter Dienst GmbH und der vhw Immobilien - Service GmbH jeweils einen Ergebnisab-

führungsvertrag mit Wirkung zum 1. Januar 2017 (Handelsregistereintragung am 2. Juni 2017) 

geschlossen. Die Geschäftsführung hat den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2022 vorgelegt. 

Danach schließt die Gesellschaft für das Geschäftsjahr 2022 mit einem Jahresfehlbetrag von 

762.047,46 € (Vorjahr: 2.089.127,41 €) ab. Die Gesellschaft verfügt zum 31. Dezember 2022 über 

ein Eigenkapital von 2.427.525,80 € (Vorjahr: 3.189.573,26 €).

6.1.4  Die Genossenschaft hält über die vhw Verwaltungs GmbH, Hamburg, mittelbar  

100 Prozent der Anteile an der vhw care GmbH, Hamburg. Gegenstand der Gesellschaft sind die 

stationäre Pflege von Menschen sowie alle damit im Zusammenhang stehenden oder diesem 

Zweck dienenden Geschäfte. Die Geschäftsführung hat den Jahresabschluss zum 31. Dezember 

2022 vorgelegt. Danach schließt die Gesellschaft das Geschäftsjahr 2022 mit einem Jahresüber-

schuss von 81.624,97 € (Vorjahr: 29.753,01 €) ab. Der Jahresüberschuss wurde mit den bestehen-

den Verlustvorträgen in Höhe von 3.091.932,70 € verrechnet, sodass ein Bilanzverlust in Höhe 

von 3.010.307,73 € verbleibt. Aufwendungen aus Gewinnabführung entstehen erst nach vollstän-

digem Ausgleich der bestehenden Verlustvorträge. Die Gesellschaft verfügt zum 31. Dezember 

2022 über ein Eigenkapital von 645.992,27 € (Vorjahr: 564.367,30 €).

6.1.5  Die Genossenschaft hält über die vhw Verwaltungs GmbH, Hamburg, mittelbar  

100 Prozent der Anteile an der vhw cook GmbH, Hamburg. Gegenstand der Gesellschaft sind 

die Zubereitung von Speisen, insbesondere für Seniorenwohnanlagen und -residenzen, sowie 

alle damit im Zusammenhang stehenden oder diesem Zweck dienenden Geschäfte. Die Ge-

schäftsführung hat den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2022 vorgelegt. Danach schließt 

die Gesellschaft das Geschäftsjahr 2022 mit einem Jahresfehlbetrag vor Verlustübernahme von 

509.826,76 € (Vorjahr: 450.780,47 €) ab. Dieser Jahresfehlbetrag wurde im Rahmen des Ergeb-

nisabführungsvertrags ausgeglichen, sodass ein Bilanzverlust in Höhe von 935.127,10 € verbleibt. 

Aufwendungen aus Gewinnabführung entstehen erst nach vollständigem Ausgleich der beste- 

henden Verlustvorträge. Die Gesellschaft verfügt zum 31. Dezember 2022 wie im Vorjahr über ein 

Eigenkapital von 783.767,43 €.

6.1.6  Die Genossenschaft hält über die vhw Verwaltungs GmbH, Hamburg, mittelbar  

100 Prozent der Anteile an der vhw Ambulanter Dienst GmbH, Hamburg. Gegenstand der Gesell-

schaft sind die ambulante Pflege von Menschen sowie alle damit im Zusammenhang stehenden 

oder diesem Zweck dienenden Geschäfte. Die Geschäftsführung hat den Jahresabschluss zum 

31. Dezember 2022 vorgelegt. Danach schließt die Gesellschaft das Geschäftsjahr 2022 mit einem 



70

Anhang  //  Sonst ige  Angaben

Jahresfehlbetrag vor Verlustübernahme in Höhe von 541.027,19 € (Vorjahr: 191.103,68 €) ab. Der 

nach Verlustübernahme in Höhe von 541.027,19 € (Vorjahr: 191.103,68 €) verbleibende Jahresfehl-

betrag beträgt 0,00 € (Vorjahr: 0,00 €). Die Gesellschaft verfügt zum 31. Dezember 2022 wie im 

Vorjahr über ein Eigenkapital in Höhe von 1.186.300,00 €.

6.1.7  Die Genossenschaft hält über die vhw Verwaltungs GmbH, Hamburg, mittelbar  

100 Prozent der Anteile an der vhw Immobilien - Service GmbH, Hamburg. Gegenstand der Ge- 

sellschaft sind die Betreuung, Bewirtschaftung und Verwaltung von Bauten in allen Rechts- und 

Nutzungsformen, insbesondere die Erbringung von Hausmeisterdienstleistungen und die Durch- 

führung von Modernisierungs- und Instandhaltungsmaßnahmen für Dritte. Die Geschäftsführung 

hat den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2022 vorgelegt. Danach schließt die Gesellschaft das 

Geschäftsjahr 2022 mit einem Jahresüberschuss vor Ergebnisabführung von 319.974,61 € (Vor-

jahr: 143.414,30 €) ab. Der nach Gewinnabführung in Höhe von 319.974,61 € (Vorjahr: 143.414,30 €)  

verbleibende Jahresüberschuss beträgt 0,00 € (Vorjahr: 0,00 €). Die Gesellschaft verfügt zum  

31. Dezember 2022 wie im Vorjahr über ein Eigenkapital von 376.300,00 €.

6.1.8  Die vhw hält an der AVW Assekuranzvermittlung der Wohnungswirtschaft GmbH & 

Co. KG, Bosau, Anteile in Höhe von 520,00 €. Die Geschäftstätigkeit der AVW besteht in der 

Vermittlung von Versicherungen und anderen Finanzdienstleistungen für Wohnungsunterneh-

men. Das Eigenkapital der Gesellschaft zum 31. Dezember 2021 beträgt 23.032.391,30 € (Vorjahr: 

325.381,09 €). Der Jahresabschluss 2021 weist einen Jahresüberschuss von 22.707.010,21 € (Vor-

jahr: 22.615.999,11 €) aus. Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2022 lag zum Zeitpunkt der 

Abschlusserstellung nicht vor.
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6.2  Finanzielle Verpflichtungen

Unter Nutzung des im Rahmen der Finanzmarktkrise günstigen Zinsniveaus wurden im Ge-

schäftsjahr 2010 drei Swapgeschäfte als langfristige Zinssicherungsmaßnahmen abgeschlos-

sen. Diese sichern der Genossenschaft ein günstiges Zinsniveau. Die Zinsswaps sind in keiner 

Bilanzposition erfasst, da ihnen jeweils ein fristenkongruentes Grundgeschäft zugrunde liegt. 

Die Regelungen zur Bildung einer Bewertungseinheit zur kompensatorischen Bewertung der 

Sicherungsbeziehung werden beachtet und sind damit erfüllt.

Nachfolgende Übersicht zeigt diese derivativen Finanzinstrumente:

Es bestehen sonstige finanzielle Verpflichtungen in Höhe von 1.101.310,79 € (Vorjahr: 6.392.282,13 €), 

die sich aus Verträgen für Neubau- und Modernisierungsmaßnahmen ergeben.

Für die Bewohner der Senioreneinrichtungen werden treuhänderisch Verwahrgeldkonten geführt, 

die zum Stichtag einen Liquiditätsstand von 128.780,75 € (Vorjahr: 137.474,85 €) ausweisen.

6.3  Haftungsverhältnisse gem. § 251 HGB

Es bestehen zum 31. Dezember 2022 keine Haftungsverhältnisse gem. § 251 HGB.

 

Art Abschluss-
daten

Anfangs - 
daten

Enddaten Laufzeit
in Jahren

Umfang Zeitwert*  
per 31.12.2022

Form der  
Sicherung

T€ T€

Zinsswap  
Hamburger  
Sparkasse

30.03.2010 01.04.2013 01.04.2043 30 9.155,2 -1.197,9
Buchgrund-

schuld

Zinsswap  
Hamburger  
Sparkasse

27.08.2010 01.07.2016 01.07.2046 30 8.525,9 -265,2
Buchgrund-

schuld

Zinsswap  
Hamburger  
Sparkasse

31.08.2010 01.10.2017 01.10.2047 30 3.413,3 -205,7
Buchgrund-

schuld

* für die Gesellschaft zum Stichtag ohne liquiditäts- und ertragswirksame Auswirkungen
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6.4  Zahl der Mitarbeiter und Berufsausbildung

Im Jahresverlauf 2022 waren durchschnittlich 85 (Vorjahr: 98) Mitarbeiter einschließlich der Aus-

zubildenden in der Genossenschaft beschäftigt.

Die Zahl der Arbeitnehmer stellt sich im Jahr 2022 im Vergleich zum Vorjahr wie folgt dar:

Der Rückgang der Auszubildenden im Geschäftsbereich vhw Wohnen im Alter liegt darin begrün-

det, dass viele Auszubildende im Jahr 2022 ihre Ausbildung beendet haben und die Ausbildung 

seit dem Jahr 2019 in der vhw care GmbH vorgenommen wird.

6.5  Mitgliederbewegung 2022

Die Geschäftsguthaben der verbleibenden Genossenschaftsmitglieder haben sich im Geschäfts-

jahr 2022 um 440.160,69 € auf 32.430.618,52 € verringert.

Anfangsbestand 14.614

Zugänge 748

Abgänge 820

Endbestand 14.542

2022 2021

Mitarbeiter Mitarbeiter

I. Vorstandsbereich und Stabsstellen 13 (3) 10 (3)

II. Serviceleistungen und Finanzen 34 (10) 33 (9)

III. vhw Wohnen 21 (2) 22 (1)

davon kaufmännische und technische Mitarbeiter 16 (2) 17 (1)

davon Auszubildende 5 5

IV. vhw Wohnen im Alter 13 (3) 29 (4)

davon kaufmännische Mitarbeiter 8 (3) 10 (4)

davon Auszubildende 5 19

V. Betriebsrat 4 (1) 4 (0)

Mitarbeiter gesamt 85 (19) 98 (17)

(in Klammern: davon Teilzeitbeschäftigte)
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6.6  Prüfungsverband

Verband norddeutscher Wohnungsunternehmen e.V.

Hamburg – Mecklenburg-Vorpommern – Schleswig-Holstein,

Tangstedter Landstraße 83, 22415 Hamburg

6.7  Mitglieder des Vorstands

Rainer Quasnitza, Kaufmann, Hamburg

Martin Thoß, Kaufmann, Lüneburg

6.8  Mitglieder des Aufsichtsrats

Ralf von Busch, Rechtsanwalt (Vorsitzender)

Nils Ludwig, Ingenieur (stellv. Vorsitzender)

Manuela Wodarz, Wirtschaftsprüferin und Steuerberaterin (Schriftführerin)

Birgit Jahncke-Krohn, Sozial- und Gesundheitsmanagerin (stellv. Schriftführerin bis 16.06.2022)

Rainer Wiemers, Diplom-Volkswirt (stellv. Schriftführer ab 16.06.2022)

Pegah Pourghanad, Immobilien-Ökonomin

6.9   Beschluss über die Einstellungen  
in die Ergebnisrücklagen

Gemäß Beschluss von Vorstand und Aufsichtsrat vom 23. November 2022 wurden 242.200,00 €  

in die Gesetzliche Rücklage und 1.367.537,37 € in die anderen Ergebnisrücklagen eingestellt; damit 

ergibt sich für das Geschäftsjahr 2022 ein Bilanzgewinn von 811.583,98 €. Vorstand und Aufsichts-

rat schlagen vor, den Bilanzgewinn zur Ausschüttung einer Dividende in Höhe von 2,5 Prozent 

auf die zum 1. Januar 2022 eingezahlten Geschäftsguthaben zu verwenden.

Hamburg, den 31. März 2023

Vereinigte Hamburger Wohnungsbaugenossenschaft eG

Der Vorstand

Rainer Quasnitza   Martin Thoß
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